
Mit dem Streik zum politischen
Streikrecht!
von Flo Schwerdtfeger

Auch wenn der 1. Mai heute nicht mehr der große Streiktag ist, der er mal
war, hat das Recht, politisch zu streiken nicht an Relevanz verloren. Was das
bedeutet und wie wir es zurück erkämpfen, erfahrt ihr in diesem Artikel: Wir
haben uns schon in der letzten Ausgabe der Zeitung mit dem Thema des
politischen Streiks beschäftigt. Damals noch in der Verbindung der Streiks
des  Krankenhauspersonals,  der  Gorillas-Lieferfahrer_Innen  und  des
Bahnpersonals,
welche alle, relativ zeitgleich Ende letzten Jahres stattfanden.
Diese  Streiks  zielten  in  erster  Linie  auf  die  Verbesserung  der
Arbeitsbedingungen  ab,  wie  z.B.  bessere  Bezahlung,  unter
anderem um sich an die Inlation anzupassen. Darüber hinaus ging es aber
auch um Forderungen, die nicht nur von den
Arbeitgeber_Innen  umgesetzt  werden  können.  Im  Fal le  des
Krankenhauspersonals ging es auch um die Schaffung neuer Arbeitsplätze,
um  langfristig  Entlastung  in  der  angespannten  Lage  im  Plegesektor  zu
schaffen.  Die  Gorillas-Fahrer_Innen  sprachen  sich  ihrerseits  für  mehr
Arbeitsschutz aus, um nicht mit schlechter Technik bei schlechtem Wetter ihr
Leben  riskieren  zu  müssen.  Diese  Forderungen  können  zwar  von  den
Arbeitgeber_Innen erfüllt werden jedoch nur wenn diese das auch wollen,
und niemand kann sie so einfach dazu zwingen, deswegen wäre es besser
eine politische Verankerung, die Arbeitsschutz oder ausreichendes Personal
zur Plicht macht, zu erkämpfen.
Wenn wir nun den Blick in die Gegenwart richten, wird der politische Streik
immer wichtiger. Er könnte der einzige wirkungsvolle Weg sein, den Krieg
Russlands gegen die Ukraine zu beenden. Er kann aber auch die Lösung sein,
wie wir es schaffen, die Klimabewegung zum Sieg zu führen.

Was ist ein politischer Streik?
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Wenn von einem Streik geredet wird, wird damit meist der Arbeitskampf der
Arbeiter_Innen  eines  einzelnen  Unternehmens  gemeint.  Bei  dieser
Aktionsform  ist  das  Ziel,  durch  das  Niederlegen  der  Arbeit  bessere
Arbeitsbedingungen  zu  erkämpfen,  beispielsweise  bessere  Gehälter,
Arbeitsschutzmaßnahmen und weitere Dinge, die zwischen Arbeiter_Innen
und  Bourgeoisie  direkt  ausgehandelt  werden  können.  Dabei  ist  das
Druckmittel  die  ausbleibenden  Gewinne  des  Unternehmens,  da  nichts
produziert wird, und somit auch kein Mehrwert generiert werden kann. Es
gibt  aber  auch,  wie  bereits  erwähnt,  den politischen Streik.  Dieser  zielt
darauf ab, auch durch das Anhalten der
Arbeit,  Forderungen gegenüber der  Regierung umzusetzen bzw.  diese in
ihrem Handeln zu blockieren. In Deutschland
liegt das größte Beispiel dafür in dem Generalstreik, der als Folge auf den
Kapp-Putsch geführt wurde. 1920 kam
es zu einem Putsch-Versuch gegen die Weimarer Republik durch reaktionäre
Militärs. Dieser wurde mitunter durch die
streikende Bevölkerung beendet und abgewehrt, indem sich Arbeiter_Innen
bewaffneten und zwischenzeitlich 300.000 von ihnen im Ruhrgebiet in den
Streik traten.  Ziel  eines solchen Streiks kann es also sein,  die Politik in
Handlungszwang zu versetzen. Um bei den oben genannten Beispielen zu
bleiben,  kann  so  z.B.  die  Arbeiter_Innenklasse  gemeinsam  mit  den
Soldat_Innen einen Krieg beenden. Während die Soldat_Innen den Kampf an
der Front nicht weiterführen, werden in der Heimat auch keine Güter und
Waffen mehr für den Krieg produziert. Gemeinsam wird so auch enormer
Druck  auf  die  Regierung  aufgebaut,  die  ohne  die  Unterstützung  der
Bevölkerung  den  Krieg  so  gut  wie  gar  nicht  weiterführen  könnte.

Warum tun wir das dann nicht einfach?

In Deutschland ist der politische Streik jedoch problematisch, da er als illegal
gilt. Grund dafür ist, dass dadurch ein Erzwingungsstreik verhindert werden
soll. Wie der Name schon sagt, ist das Ziel der Aktionsform, durch den Streik
eine
politische Forderung der Streikenden zu erzwingen. Daneben gibt es aber
auch den Demonstrationsstreik. Bei diesem wird die Arbeit niedergelegt, um



an Demonstrationen teilzunehmen, sie durchzuführen und so auf politische
Forderungen  aufmerksam  zu  machen.  Dabei  bleibt  es  aber  bei  dem
Demonstrationsstreik – es wird nicht versucht, die Forderungen durch die
Aktionsform umzusetzen.
Grundlage  für  das  Verbot  des  Erzwingungsstreiks  ist  die  Auslegung der
parlamentarischen Demokratie. In dieser kann
der demokratische Wille nur in den verschiedenen Wahlen, von Bundestags-
bis Kommunalwahlen und den wenigen anderen Möglichkeiten wie Petitionen
oder Bürgerbeteiligungen kundgetan werden. Daraus folgt auch, dass das
Verbot  des  Streiks  die  „Erpressbarkeit“  des  Staates  vermeiden  soll.  Ein
Streik  würde  dieses  Selbstverständnis  brechen  und  es  ermöglichen,
thematisch  und zeitlich  direkter  auf  den Staat  einzuwirken.  Dies  ist  ein
absurdes Argument, wenn man sich die massive Korruption/Lobbyismus und
damit  die  direkte  Einlussnahme der  Kapitalist_Innenklasse  auf  den Staat
ansieht.
Schaut man auf einige Branchen zeigt sich auch sehr schnell, wie schwer ein
Streik der Arbeiter_Innen in dieser Branchen das gesellschaftliche Leben
zum Stehen bringen könnte: Die Streiks des Bahnpersonals beweisen das
immer
wieder, aber auch ein Streik der Lehrer_Innen hätte drastische Folgen, man
denke nur an die Aufgeschmissenheit
während der Phasen des Homeschoolings. Und dabei wurden die Kinder noch
teilweise betreut, das wäre bei einem Streik vielleicht nur noch sporadisch
möglich. Und das sind nur einzelne Gruppen, die streiken. Bei einem
politischen Streik vernetzen sich die Arbeiter_Innen verschiedener Bereiche
ja meist für übergeordnete Ziele. So
können sie im Idealfall auch nicht gegeneinander ausgespielt werden, wie es
bei jedem Bahnstreik der Fall ist.
Ein anderes Problem welches in dem Zusammenhang mit dem politischen
und  gewerkschaftlichen  Streik  zusammenhängt,  ist  die  Untrennbarkeit
beider  Formen.  Politische  Streiks  wirken  sich  auch  immer  auf  die
Unternehmer aus,  es  gehört  schließlich auch zu dieser Aktionsform. Der
gewerkschaftliche  Streik  wirkt  sich  ebenfalls  bei  langer  Laufzeit  auf  die
Politik  aus,  da  sie  in  gewisser  Weise  immer  als  Vermittler  zwischen
Proletariat und Bourgeoisie wirken soll (natürlich nur soweit die Grundsätze



der  Herrschaft  des  Kapitals  (ihre  Besitzverhältnisse)  nicht  angegriffen
werden,  und mit  dem Ziel  den Klassenkampf zu mildern),  aus den vorig
erklärten Auswirkungen auf die restliche Gesellschaft.

Politische Selbstbestimmung der Arbeiter_Innen statt Illegalisierung!

Es ist ein weiterer Ausdruck der Arbeiter_Innenfeindlichkeit, wie mit dem
Streikrecht  umgegangen wird:  So wenig wie möglich werden Rechte für
Arbeiter_Innen eingeräumt. Der politische Streik ist verboten und mit der
deutschen  Demokratie  nicht  vereinbar.  Sollte  er  doch  durch  die
Meinungsfreiheit  gedeckt  sein,  kann  es  immer  noch  zu  Problemen
mit  dem  Arbeitgeber_Innen  kommen.  Gewerkschaftliche  bzw.  tariliche
Streiks  sind  nur  nach  Ablauf  der  Tarifrunden
möglich  und können so  auch von Arbeitgeber_Innen stark  eingeschränkt
werden.
Wir sehen an diesem Beispiel aber auch, wie wenig Einluss von uns auf die
parlamentarische Demokratie genommen
werden  kann  und  wie  starr  sie  ist.  Wir  müssen  also  weiterhin  für  ein
politisches  Streikrecht  eintreten,  als  erste  Form  uns  Gehör  in  dem
derzeitigen System zu verschaffen. Wir müssen langfristig aber auch für die
Ersetzung  der  parlamentarischen  Demokratie  durch  die  Rätedemokratie
eintreten, in der jede Person, dort wo sie lebt,
arbeitet  und lernt organisiert  ist  und sich politisch einbringt.  Und damit
kommen wir auch wieder zu der Überschrift
zurück: Diese Ziele wird uns die Bourgeoisie nicht schenken, wir müssen sie
uns selber erkämpfen, eben mit dem politischen Streik!

Gegen die Illegalisierung politischer Streiks!

Für eine proletarische Antikriegsbewegung, in der
Arbeiter_Innen, Soldat_Innen & Jugendliche gemeinsam
gegen die Kriege der Bourgeoisie streiken &
kämpfen!

Für Streiks am 1. Mai gegen die aktuellen politischen
Fehler, wie Aufrüstung und schlechte
Klimapolitik, statt Bier-Trinken und sich selbst



feiern (von Gewerkschaften, und Linker, sowie
SPD)

Grundlagen  des  Marxismus:
Warum  gibt  es  immer  noch
Krieg?
von Felix Ruga

Mit dem Überfall der russischen Armee auf die Ukraine hat wirklich kaum
jemand  gerechnet.  Alle  dachten,  dass  Putin  niemals  so  „verrückt“  sein
könnte, wirklich eine offene Aggression zu starten. Und trotzdem kam sie
dann  und  seitdem  sind  sich  alle  einig  –  von  der  Bildzeitung  bis  zur
Bundesregierung -, dass das die Einzeltat eines Verrückten sei, der zu Fall
gebracht gehört, dann wird es wieder Frieden in Europa geben. Es ist klar,
dass  Marxist_Innen  widersprechen  müssen,  wenn  große  historische
Zusammenhänge mit dem Charakter großer Männer erklärt werden, denn
wir in den die Ursachen im System. Das wurde in dem Fall  genauer in
unseren anderen Artikeln zum Thema erklärt, aber der jahrelange Konflikt in
der  Ukraine  geht  zweifelsohne  um  die  Frage,  welcher  Machtblock  den
größten Einfluss in der Ukraine haben soll: Russland oder die NATO? Und da
stellt sich nun die Frage:

Warum gibt es überhaupt Einflusssphären?

Dass die Welt in Einflusssphären eingeteilt wird, ist nichts, was erst mit dem
Kapitalismus  entstanden  ist.  Mit  Einflusssphären  meint  man Länder,  die
wirtschaftlich oder politisch von anderen, stärkeren Ländern abhängig oder
sogar  gelenkt  sind.  Das  gab  es  auch  schon  in  vorkapitalistischen
Gesellschaften.  Im  Kapitalismus  hat  dies  die  Form  der  Kolonialisierung
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angenommen, bei der die Länder Lateinamerikas, Afrikas und Teilen Asiens
den Kolonialreichen angeschlossen und dann ausgebeutet wurden. Nach dem
2. Weltkrieg ist die Form der Vollkolonien verloren gegangen und stattdessen
überwiegt jetzt die Halbkolonie.

„Halbkolonie“, weil sie formal-politisch unabhängig ist, aber dennoch durch
die  wirtschaftliche Abhängigkeit  von einem oder  mehreren Ländern eine
Kolonie ist, also auch politisch hörig.

Gegen Ende des 19. Jahrhunderts veränderte sich etwas Fundamentales im
Kolonialsystem  und  die  Arbeiter_Innenbewegung  entwarf  die
Imperialismustheorien,  um  dies  zu  beschreiben.  Diese  besagt,  dass  der
Kapitalismus seinen eigentlichen Zweck erfüllt hat, die Welt in ein globales
System zu integrieren, denn dieses System ist nun hergestellt. Die gesamte
Welt ist mittlerweile in Großmächte und abhängige Länder aufgeteilt und
diese Abhängigkeit ist immer wichtiger geworden, weil das Kapital in den
imperialistischen Nationen nicht mehr genug Absatz findet und nun auch in
die schwächeren Länder anlegt.

Da  die  imperialistischen  Nationalstaaten  vor  Allem  die  Interessen  ihrer
nationalen kapitalistischen Klasse vertreten, müssen sie stets bestrebt sein,
ein  möglichst  effizientes  imperialistisches  System  aus  Halbkolonien
aufzubauen,  denn  je  effizienter  dieses  ist,  desto  größere  wirtschaftliche
Potentiale  hat  man.  Das  bedeutet  nicht  unbedingt,  dass  es  dabei  immer
ausschließlich  darum  geht,  wirtschaftlich  relevante  Einflusssphären  zu
behaupten.  Bei  manchen  Ländern  geht  es  mehr  um  „geostrategische“
Gründe, also dass sie militärisch gut liegen, eine konkurrierende Macht in
der  Ausbreitung  blockieren  oder  andernfalls  eine  Gefahr  für  das  eigene
imperialistische System darstellen würden.

Und warum kommt es zu Eskalationen?

Oft  bedeutet  „gute“  imperialistische  Politik  die  Ausweitung  der  eigenen
Einflusssphäre. Dies entspricht im imperialistischen Zeitalter, andere Mächte
zu  verdrängen.  Bei  Halbkolonien  nimmt  das  meist  zunächst  die  Form
erhöhter wirtschaftlicher Aktivitäten ein. Mit guten Preisen oder günstigen



Investitionen möchte  man Teile  des  Marktes  in  der  Halbkolonie  an  sich
reißen. Ab einem gewissen Punkt kann man die wachsende wirtschaftliche
Abhängigkeit  dazu  ausnutzen,  an  die  Halbkolonie  auch  politische
Forderungen  zu  stellen.  Wenn  sich  die  Halbkolonie  nun  dagegen  wehrt
können auch ganz schnell  Sanktionen oder Wirtschaftsblockaden erhoben
werden,  oder  reaktionäre  Putschbewegungen  unterstützt.  Oder  eine
Großmacht  geht  mit  dem  Brecheisen  vor  und  marschiert  direkt  ein.

Dieses  Verdrängen  der  alten  Macht  ist  selbstverständlich  eine  heftige
Provokation.  Wenn  diese  unbeantwortet  bleibt  und  damit  die  Eskalation
einseitig nicht mitgetragen wird, dann bedeutet das auf kurz oder lang, dass
die alte Macht ihre Position verliert. Dadurch gibt es einen Zwang, in der
imperialistischen  Weltpolitik  Eskalationen  mitzugehen,  denn  jede
Großmacht, die das nicht tut, ist bald keine Großmacht mehr. Diese Konlikte
werden  nur  im  Extremfall  mit  unmittelbarer  militärischer  Gewalt
ausgetragen.  Politische  Isolation,

wirtschaftliche Sanktionen oder militärische Drohkulissen gehen dem meist
voraus und gehören zum gleichen imperialistischen Werkzeugkasten wie der
Krieg.  Daher  auch  der  bekannte  Ausspruch  „Der  Krieg  ist  eine  bloße
Fortsetzung  der  Politik  mit  anderen  Mitteln“.  Und  solange  es  die
imperialistische Konkurrenz gibt, solange wird es auch immer die Gefahr von
Krieg geben.

Was machen wir dagegen?

Ein  wirkungsvoller  Widerstand  gegen  den  Krieg  darf  nicht  beim bloßen
Pazifismus stehenbleiben.  Einfach nur  gegen Krieg zu sein,  reicht  leider
nicht.  Wir  müssen das System,  das  den Krieg hervorbringt,  überwinden.
Deswegen benötigt eine Friedensbewegung eine klare antiimperialistische
Haltung, die sich in innerimperialistischen Konflikten auf keine der beiden
Seiten stellt, auch wenn die eine Seite aggressiver oder böser wirkt. Wir
müssen  uns  gegen  das  gesamte  imperialistische  System aufstellen!  Und
dafür nehmen wir eine internationalistische Perspektive ein und wollen uns
mit  den  Arbeiter_Innen-  und  Friedensbewegungen  anderer  Länder
verbünden, wobei jede zunächst den eigenen imperialistischen Nationalstaat



zum Hauptfeind nimmt, um nicht gegeneinander ausgespielt zu werden.

Allerdings verteidigen wir immer das Selbstbestimmungsrecht unterdrückter
Völker und von Halbkolonien. Wenn wir gemeinsam ein neues, sozialistisches
Weltsystem erkämpfen, dann können wir den Krieg auch endgültig beenden!

Daher fordern wir:

Für den Aufbau einer internationalen Antikriegsbewegung gegen den
Kapitalismus  als  Kriegsursache  aus  Arbeiter_Innen  und
Unterdrückten

Gegen imperialistische Aufrüstung und Militärbündnisse wie NATO
oder OVKS

Für  das  Selbstbestimmungsrecht  aller  Völker  und  unterdrückten
Halbkolonien

Der  Krieg  verschärft  die
Klimakrise
von Dilara Lorin

Aktuell häufen sich die Ereignisse um den Krieg sowie dessen direkten und
indirekten Folgen auf unser Leben. So
werden in einigen Städten Deutschlands die Erdgasreserven aufgebraucht, in
den Supermärkten indet man kaum planzliches Öl und von den Aufrüstungs-
und Kriegsfantasien der imperialistischen Staaten braucht man gar nicht erst
anfangen. Und auch wenn der letzte globale Klimastreik am 25.03. stattfand,
ist  die  Frage  der  Umweltzerstörung  eine  immer  weiter  in  die  Ferne
rückende. Wir können schnell erkennen, welche Interessen wichtiger sind im
Kampf  gegen die  Umweltzerstörung und wie  viel  wichtiger  Kriegsprofite
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zählen. Selbst die Ampelkoalition, die sich als umweltfreundliche Regierung
tarnt, schmeißt den Ausstieg der Kohleverstromung bis 2030 nun ofiziell vom
Tisch zugunsten der Aufrüstung. Der Krieg wird zum Anlass genommen, die
Militärausgaben  um  weitere  100  Milliarden  Euro  zu  erhöhen.  Dabei
übersteigen jetzt schon die globalen Militärausgaben die Ausgaben für den
Klima- und Umweltschutz erheblich.

Ist Russlands Erdgas plötzlich nicht mehr demokratisch genug?

Es ist anzumerken, dass in der Geschichte erneuerbare Energien erst dann
einen Aufschwung erfahren, wenn die imperialistischen Staaten des Westens
merken, dass sie abhängig sind vom Erdöl und Erdgas und nicht wenn es
eigentlich wichtig wäre, um gegen die Umweltzerstörung anzukämpfen. So
verhält es sich aktuell mit dem Erdgas aus Russland, welches in Deutschland
einen erheblichen Anteil am Energie- und Wärmeverbrauch besitzt.
Mehr als 50% des Gases in den Gaskraftwerken stammt aus Russland. Die
bislang unaufgelösten Versprechungen einer
grünen Transformation erhalten nun einen neuen Zweck, indem gesagt wird,
die Abkehr von russischen Energieträgern
diene nicht nur der „nationalen Sicherheit“, sondern auch dem Klimaschutz.
Dabei ist dagegen plötzlich Öl und Gas aus Nicht-Russland gefragter denn je.
Und  mit  dem  möglichen  Beschluss  der  EU-Kommission,  Erdgas  und
Atomkraft als „grüne“ Technologie einzustufen, ist die Debatte um Erdgas
noch lange
nicht  vom  Tisch.  Begründet  wird  dies  auch  in  Deutschland  mit  dem
Argument, 100% erneuerbare Energien
gehen nicht von heute auf morgen. Der Regierung geht es jedoch überhaupt
nicht darum, wie man auf Öl und Gas verzichten kann. Es ist nur Fassade,
dass dreckiges, blutiges und klimaschädliches Diktatorengas aus Russland
durch grünes Demokratiegas mit Menschenrechtssiegeln ersetzt wird. Denn
die  neuen  Lieferanten  heißen  unter  anderem  Katar,  Saudi-Arabien  oder
Vereinigte Arabische Emirate. Darauf hat der OPEC schon reagiert und die
Förderquoten erhöht, also anstatt weniger Kohle, Öl und Gas abzubauen,
führt es zu mehr Abbau dieser fossilen Energieträger.
Und das russische Gas bzw. Öl bleibt nicht im Boden, es indet zu erheblichen



Preisnachlässen neue Abnehmer_Innen
u.a. in Indien und China. In Deutschland wurde die (obwohl schon fertige)
Nord  Stream  2  Pipeline  nicht  in  Betrieb  genommen,  stattdessen  soll
aufwendig verschifftes Frackinggas aus den USA in unsere Heizungssysteme
gepumpt werden. Bei dessen Gewinnung wird Methan freigesetzt, welches
für  das  Klima  87  Mal  schädlicher  als  Kohlendioxid  ist.  Mit  all  diesen
Entwicklungen  ist  jedes  Gerede  über  das  Einhalten  des  1,5-Grad
Klimaschutzziel  zynisch.  Vielmehr  geht  es  um  die  Energieabhängigkeit
Deutschlands  und  in  keinster  Weise  um  das  Verhindern  der
Klimakatastrophe. Man will eigentlich eine neue Handelsrealität schaffen, in
welcher Russland eine feindliche Militärmacht ist.
Gas ist eine Ware, die Profit verspricht, und als Brückentechnologie darum
vor allem erneuerbare Energien vom Tisch
schmeißt. Es werden im kapitalistischen System, in welchem es nur um die
Proitmaximierung geht, keine Investitionen in Windparks, Solarkraftwerke
oder andere erneuerbare Energien gesteckt, wenn Gas mehr Proit erzielt.
Zurzeit wird es
auch zum Instrument der Machtausübung, also zur Waffe im Kampf um die
Neuaufteilung  der  Welt  –  der  Rest  ist  moralische  Reinwaschung
imperialistischer  Machtpolitik.  Wir  erkennen  deutlich,  von  einer
tatsächlichen  Wende  in  der
Energieversorgung ist nichts zu erkenne. Der Krieg dient also als Vorwand
dafür, konkrete Maßnahmen für den Klimaschutz zu blockieren, und wird
gleichzeitig  als  Gelegenheit  dargestellt,  endlich  mit  dem  Klimaschutz
anzufangen.  Was  aber  Krieg  in  Wahrheit  mit  den  menschlichen
Lebensgrundlagen in Verbindung bringt, ist nicht deren Rettung, sondern
Vernichtung.  Und  das  Klima  ist  nur  eine  der  Bedrohungen  der
Lebensgrundlage.

Wie verstärken Kriege selbst die Klimakrise?

Kriege  dienen  im  Kapitalismus  dazu,  dass  imperialistische  Staaten  ihre
Macht  weiter  ausbauen  können,  Interessen  der  Kapitalist_Innen  zu
verteidigen,  Ressourcen sowie Land aufzuteilen und der Vernichtung der
Überproduktion  durch  Zerstörung  der  feindlichen  Wirtschaft.  Die  Kriege



sowie die drohende Klimakatastrophe sind dabei nur einige Facetten eines
kaputten und krisenhaften Systems; nur eine, der von Menschen entfesselten
Gewalten gegen Menschen. Auch haben Kriege, Aufrüstung und Militarismus
einen der größten Anteile an der Umweltzerstörung. Einerseits entstehen bei
der Produktion von Waffen, Fahrzeugen, Jets, Schiffen und Raketen enorme
Treibhausgase. Militärvehikel und Flugzeuge schlucken riesige Mengen an
Treibstoff in Übung und Einsatz. Alleine das US-Militär emittierte mehr als
Länder, wie Schweiz und Dänemark und die Ausgaben der US-Regierung im
Irakkrieg hätten ausgereicht, um ein Viertel der Energieproduktion der USA
durch Windkraft zu ersetzen. Der Krieg in Afghanistan hätte das dann auf
drei  Viertel  erhöhen  können!  Andererseits  werden  durch  militärische
Aktivitäten  die  Lebensgrundlagen  der  Menschen  zerstört  (Boden,  Luft,
Grundwasser,  Natur,…),  auf  dessen  Rücken  diese  Kriege  ausgetragen
werden. Dabei wird oft die Natur mit Absicht zerstört so wie die USA in
Vietnam, welches durch die bewusste Nutzung vom Entlaubungsgift „Agent
Orange“ nach Schätzungen 14 bis 44 Prozents seiner Wälder verlor. An den
Spätfolgen des Giftes leiden heute noch etwa eine Millionen Menschen. Auch
werden  regelmäßig  bei  militärischen  Auseinandersetzungen  Wälder
verbrannt oder abgerodet, um ein besseres Sichtfeld zu erhalten, so wie im
Konlikt zwischen Armenien und
Aserbeijan oder dem türkischen Regime gegen die kurdische Guerilla. Die
aktuellen  Auswirkungen  des  Ukraine  Krieges  auf  das  globale
Nahrungsmittelsystem werden  rund  um den  Globus  zu  spüren  sein  und
treffen dann vor allem die Ärmsten und Arbeiter_Innen weltweit.

Was können wir tun?

Waffenlieferung,  mehr  Aufrüstung  oder  Sanktionen,  wie  es  die
Ampelregierung und auch große Teile der Umweltbewegung fordern, sind
nicht  die  Lösung  und  nicht  der  Weg,  um  gegen  die  Auswüchse  des
kapitalistischen
Systems  zu  kämpfen.  Umweltzerstörung,  Krieg,  Ausbeutung,  Vertreibung
sind  nicht  unterschiedliche  und  ohne  Verbindung  zufällig  auftretende
Erscheinungen, sondern sind Teil dieses Systems, tief miteinander verlochten
und  gegenseitig  bedingt.  Im  Krieg  müssen  Revolutionär:innen  in



imperialistischen Ländern gegen die eigenen Regierungen kämpfen und sich
nicht nur solidarisch mit den Antikriegsbewegungen der anderen Ländern
zeigen,  sondern  gemeinsam  international  organisieren.  Klima-Aktivismus
muss  auch  eine  antikapitalistische  und  damit  auch  letztlich  eine
Antikriegsbewegung darstellen.  Aktionen des zivilen Ungehorsams dürfen
nicht nur gegen Kohlegruben und Abholzung stattinden,  sondern müssen
auch  Rüstungsirmen  und  Militärtransporte  betreffen,  so  wie  es  die
Arbeiter:innen in Griechenland, Italien und Belarus uns vormachen, in dem
sie  Waffenlieferungen  boykottieren.  Ende  Gelände  hat  dabei  Ende  März
schon einen Anfang gemacht. Wir müssen Perspektiven aufwerfen für die
Arbeiter:innen in diesen Betreiben, denn letztendlich sind sie es,  die mit
Streiks das Rad zum Stehen bringen können. Schlussendlich müssen wir uns
organisieren und eine Antikriegsbewegung aufbauen, die all diese Kämpfe
verbindet.

Antikriegsbewegung aufbauen –
aber wie?
Jaqueline Katherina Singh

Seit der Invasion des russischen Imperialismus in die Ukraine hört man öfter
das Wort „Zeitenwende“, denn der Krieg hat eine neue eine neue Phase der
Weltpolitik  eingeläutet.  Millionen  Menschen  sind  bisher  zur  Flucht
gezwungen worden, Tausende sind der Kriegsführung zum Opfer gefallen
und Unzählige werden noch folgen.  Das wirft  Fragen auf,  die  sich viele
deswegen stellen: Wie kann das Morden gestoppt werden? Wie kann Frieden
hergestellt werden? Diese Fragen haben sich auch die Millionen Menschen
gestellt, die ihre Solidarität mit den Menschen in der Ukraine Woche für
Woche auf die Straße tragen. In unserem Artikel wollen wir beleuchten, auf
welcher Grundlage eine Antikriegsbewegung erfolgreich sein kann und wie
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wir sie aufbauen können.

Was ist Krieg?

Bevor wir uns jedoch konkreten Forderungen widmen, brauchen wir jedoch
das  Verständnis,  dass  Kriege  ein  Ergebnis  von  Klassengegensätzen  im
Kapitalismus sind und nicht nur durch machtpolitische Kalküle entstehen
oder von „verrückten Diktatoren“ gemacht werden.  Auf  den ersten Blick
wirkt  Krieg  wie  etwas  Vermeidbares.  Da  im  Kapitalismus  jedoch  alle
Kapitalfraktionen weltweit in Konkurrenz zueinander stehen und immer mehr
Profite akkumulieren müssen, während die Ressourcen der Welt aber endlich
sind, kommt es immer wieder zu der Situation, dass sich die Nationalstaaten,
die hinter den jeweiligen Kapitalfraktionen stehen, darum bekriegen, wer das
größere Stück vom Kuchen abbekommt.

Was bedeutet das konkret?

Anders ist es auch nicht im Falle der Ukraine wie wir an anderer Stelle in
dieser Zeitung ausführlich beschrieben haben. Sagt man in diesem Krieg
zwischen verschiedenen imperialistischen Blöcken jetzt nur „Hände weg von
der Ukraine“ – wie bei dem großen Protesten Ende Februar – und sonst
nichts,  blendet  man  die  strukturellen  Gründe  aus,  die  zu  diesem Krieg
geführt haben. Aber auch reiner Pazifismus á la „Legt doch einfach alle die
Waffen  nieder!“  kann  nicht  die  Grundlage  einer  internationalistischen
Antikriegsbewegung  sein,  weil  auch  dieser  nicht  die  Wurzel  des  Problems
angreift und deswegen praktisch recht wenig bringt. Historisch ist leider
auch  oft  geschehen,  dass  sich  die  überzeugtesten  Pazifist_innen  in  der
Konfrontation  der  eigenen  herrschenden  Klasse  anbiedern  und  im
schlimmsten Fall zu Kriegsbefürworter_innen werden. Das kann man nicht
nur bei ehemaligen Pazifist:innen aus der SPD und den Grünen sehen, die
jetzt  100 Milliarden für  die  Bundeswehr durchgewunken haben,  sondern
auch  bei  den  NGOs,  den  Gewerkschaftsführungen  und  den  Spitzen  der
Linkspartei,  die allesamt die Wirtschaftssanktionen akzeptieren. Das lässt
uns mit der Frage zurück: Was müssen stattdessen die Grundlagen einer
Antikriegsbewegung sein?
Kernforderungen sind:



1.  Der  Hauptfeind  steht  im  eigenen  Land!  Klassenkampf  statt
nationaler  Einheit!

Deutschland und der Westen verteidigen nicht das Selbstbestimmungsrecht
der  Ukraine,  sondern  verfolgen  vielmehr  das  Ziel,  Russland  als
imperialistischen Konkurrenten auszuschalten und die Ukraine dauerhaft zu
ihrer Halbkolonie zu machen. Die Behauptung, dass es den herrschenden
Klassen  Deutschlands  oder  seiner  NATO-Verbündeten  um  einen  Kampf
zwischen Demokratie und Diktatur, zwischen Willkür und Menschenrechten
ginge, ist eine Lüge. Sie soll nur die Bevölkerung auf Aufrüstung, NATO-
Expansion nach Osten, Unterstützung der Sanktionen und ggf. ein direktes
militärisches Eingreifen ideologisch vorbereiten und einstimmen. Deswegen
ist  es  wichtig,  dass  wir  hierzulande  nicht  zu  den  deutschen  Interessen
schweigen, sondern klar sagen:

•Nein  zu  jeder  NATO-Intervention!  Gegen  alle  Sanktionen,  Aufrüstung,
NATO-Truppenverlagerungen  und  Waffenlieferungen!  Gegen  NATO-
Ausweitung,  sofortiger  Austritt  aus  der  NATO!

2. Keinen Cent für den deutschen Imperialismus! Wir zahlen nicht für
den Krieg!

Dem neuen militärischen Kurs  und der  „Zeitenwende“ eines  Olaf  Scholz
sollen wir nicht nur zustimmen, sondern auch noch dafür zahlen. Die 100 000
000 000 Euro für die Bundeswehr sind dabei nur die Spitze des Eisbergs. Es
kommen  steigende  Preise  infolge  der  Sanktionen,  die  schon  jetzt  beim
Einkaufen deutlich zu spüren sind. Folgen können Sozialabbau, Kürzungen
und  Steuererhöhungen  sein,  um  die  Aufrüstung  der  Bundeswehr  zu
finanzieren.

•Keinen Cent für die imperialistische Politik, für die Bundeswehr! Nein zum
100-Milliarden-Programm der Ampel-Koalition!
•Die  Kosten  der  Preissteigerung  müssen  die  Herrschenden  zahlen!  Wir
wollen weder hungern, noch frieren für ihren Krieg!
•Enteignung  des  Energiesektors  und  anderer  Preistreiber_innen  unter
Arbeiter_innenkontrolle!  Übernahme  gestiegener  Lebenshaltungskosten  der



Arbeiter_innenklasse,  der  Rentner_innen,  von  Erwerbslosen  durch
Besteuerung  des  Kapitals!
•Keine Profite mit dem Morden: Verstaatlichung der Rüstungsindustrie und
Umwandlung  in  z.B.  die  Produktion  von  Beatmungsgeräten  unter
Arbeiter_innenkontrolle!

3.  Nein  zu  Putins  Angriffskrieg!  Solidarität  mit  der  ukrainischen
Bevölkerung und Antikriegsbewegung in Russland!

Eine Antikriegsbewegung, die diesen Namen verdient, muss die Invasion in
der  Ukraine  verurteilen,  den  sofortigen  Abzug  der  Truppen  und  die
Anerkennung des Selbstbestimmungsrechts der Ukraine fordern (genauso
wie von der Ukraine jenes der Krim und des Donbass zu verlangen ist). Eine
Bewegung, die glaubwürdig gegen die Politik der NATO-Mächte kämpfen
will, darf zum russischen Imperialismus nicht schweigen. Gleichzeitig dürfen
wir die Kräfte in Russland, die gegen den Krieg kämpfen, nicht isolieren,
sondern sollten sie unterstützen.

•Sofortiger Abzug der russischen Armee! Solidarität mit der ukrainischen
Bevölkerung, Anerkennung ihres Rechts auf Selbstverteidigung gegen die
Invasion!
•Solidarität  mit  der  Antikriegsbewegung und  der  Arbeiter:innenklasse  in
Russland;  Verbreitung  der  Aktionen  gegen  den  Krieg;  Freilassung  aller
Festgenommen!
•Aufnahme aller Geflüchteten, Bleibe- und Staatsbürger_innenrechte für alle
–  finanziert  durch  den  Staat;  Integration  der  Geflüchteten  in  den
Arbeitsmarkt,  Aufnahme  in  die  Gewerkschaften!

4. Politischer Massenstreik und Massendemonstrationen gegen jede
direkte NATO-Intervention!

Sollten die NATO-Länder zu einer direkten militärischen Intervention z. B.
durch  die  Errichtung  von  Flugverbotszonen  schreiten,  muss  die
Arbeiter_innenklasse unmittelbar gegen diese Eskalation mobilisiert werden,
um mit einem politischen Streik bis hin zum Generalstreik die gefährliche
Katastrophe zu verhindern und die Kriegstreiberei zu stoppen! Wie sinnvoll



solche Aktionen sind, zeigen schon jetzt Arbeiter_innen in Belarus, Italien
oder Griechenland, die die Lieferung von Waffen verhindert haben, indem sie
s i c h  w e i g e r t e n ,  d i e s e  z u  l i e f e r n .  D i e  A b l e h n u n g  j e d e r
Klassenzusammenarbeit,  jeder  Unterstützung  der  Regierung  und  ihrer
militärischen und wirtschaftlichen Interessen ist nicht nur unerlässlich im
Kampf gegen den „eigenen“ Imperialismus, den Hauptfeind im eigenen Land.
Sie schafft zugleich auch die besten Voraussetzungen für den Aufbau einer
internationalen Antikriegsbewegung – insbesondere auch in Russland und in
der  Ukraine.  Wenn  sich  die  Lohnabhängige  und  wir  Jugendlichen  in
Deutschland  und  anderen
westlichen Ländern gegen die eigenen Regierung stellen, untergraben wir
auch  den  reaktionären  völkisch-nationalistischen  großrussischen
Nationalismus.

Ukraine-Krieg:  Vom Kampf  der
Imperialist_Innen  zum  Kampf
der Klassen!
Die  imperialistischen  Mächte  verfolgen  verschiedenste  Interessen  im
Ukraine-Krieg.  Die  Schaffung  einer  unabhängigen  Ukraine  gehört  leider
nicht  dazu.  Das  muss  die  internationale  Arbeiter_Innenbewegung  schon
selbst machen.

Seit nun mehr über einem Monat wütet ein blutiger Krieg in der Ukraine.
Jeden  Tag  erreichen  uns  neue  Schreckensmeldungen  über  bombardierte
Zivilist_Innen  und  gescheiterte  Evakuierungsversuche.  Hunderttausende
Ukrainer_Innen mussten ihr Zuhause verlassen und befinden sich auf der
Flucht. Putins offizieller Vorwand, warum er am 24. Februar seine Panzer
über die ukrainische Grenze rollen ließ, war es, die Ukraine „entnazifizieren“
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zu  wollen.  Dabei  verpackte  er  seine  eigenen  imperialistischen
Expansionsinteressen als  antifaschistische Mission.  Tatsache ist,  dass  die
Regierung des ukrainischen Präsidenten Selenskyj nicht zimperlich ist, wenn
es  darum  geht,  mit  Faschist_Innen  zusammenzuarbeiten.  So  wurde  das
rechtsradikale Asow-Bataillon in die ukrainischen Streitkräfte aufgenommen,
wurden  ehemalige  Nazi-Kollaborateure  rehabilitiert  und  zu  regelrechten
„Volkshelden“  stilisiert.  Linke  Oppositionsparteien  wurden  im  Zuge  des
Krieges  verboten.  Truppen,  die  systematisch  Sinti_zze  und  Rom_nja
überfallen, wurden von Präsident Selenskyj per Ordensverleihung zu „Helden
der Ukraine“ gekürt. Doch das Schicksal von Sinti_zze und Rom_nja in der
Ukraine ist  den Putin-Trollen relativ  egal,  solange sie  damit  ihren Krieg
rechtfertigen können. Zumal sich Putin als queerfeindlicher Autokrat selbst
nicht zu schade ist, faschistische Söldner_Innen für seine militärischen Ziele
einzuspannen  und  die  extreme  Rechte  international  zu  unterstützen.
Faschist_Innen auf der ganzen Welt sind sich deshalb aktuell auch nicht so
ganz einig, auf wessen Seite sie in diesem Krieg eigentlich stehen sollen,
beide scheinen ihnen ganz sympathisch zu sein.

Innerimperialistische Konflikte auf dem Rücken der Ukraine

Doch, wenn es Putin nicht um „Entnazifizierung“ geht, warum führt er diesen
Krieg?  Diese  Frage  beschäftigt  natürlich  nicht  nur  uns.  Die  gesamte
Bandbreite von bürgerlichen Zeitungen, Nachrichtensendungen, Think-Tanks
und Parteizentralen hat sie lang und breit diskutiert, und alle sind sich einig:
Putin ist ein verrückter Diktator, der den Rachen nicht voll genug bekommen
kann.  Auch  wenn  da  sicherlich  etwas  Wahres  dran  ist,  hilft  uns  diese
verkürzte Sichtweise nicht, den Krieg zu verstehen, um ihn bekämpfen zu
können, sondern allenfalls der NATO, sich als der überlegene Garant von
Frieden, Freiheit und Menschenrechten darzustellen. Vielmehr ist es wichtig,
zu  verstehen,  dass  es  sich  bei  diesem  Krieg  um  eine  militärische
Auseinandersetzung zwischen imperialistischen Mächten handelt,  nämlich
dem  russischen  Imperialismus  auf  der  einen  Seite  und  dem  US-
amerikanischen und europäischem Imperialismus in Form der NATO auf der
anderen Seite. Das Schicksal der Ukraine interessiert dabei eigentlich keine
von beiden Seiten. Auf ihrem Rücken wird der Konflikt lediglich ausgetragen.



Für  Russland  war  die  Ukraine  seit  jeher  lediglich  ein  günstiger
Rohstofflieferant, dem jede eigenständige nationale Identität abgesprochen
wird.  Doch  auch  dem  Westen  geht  es  nicht  um  die  Verteidigung  der
Unabhängigkeit  der  Ukraine.  Im  Gegenteil  soll  die  Ukraine  möglichst
abhängig  von  westlichen  Krediten  sein,  um  weitere  Geldflüsse  an  die
Durchsetzung von günstigen Investitionsbedingungen für westliche Konzerne
zu  knüpfen.  Diese  Perspektive  verkörpert  die  pro-westlich-neoliberale
Ausrichtung der  Selenskyj-Regierung.  Unter  dieser  Regierung kämpft  die
Ukraine also nicht gegen die russische Invasion für ihre Unabhängigkeit.
Vielmehr kämpft sie dank massiver Militärhilfen aus Europa und den USA
dafür,  verlängerte  Werkbank,  Getreidelieferant  und  Absatzmarkt  des
Westens sein zu dürfen. Deshalb sprechen wir beim Ukraine-Krieg von einer
Konfrontation zwischen imperialistischen Blöcken.

Die verschiedenen Interessen von Russland, den USA, Deutschland
und der EU

Der  russische  Imperialismus  befindet  sich  schon  seit  Jahrzehnten  in
wirtschaftlicher Hinsicht auf dem absteigenden Ast.  Um dennoch auf der
Weltbühne mitreden zu können, setzt Putin die militärische Stärke Russlands
ein,  um  wenigstens  die  ehemaligen  Verbündeten  weiter  unter  seinem
Einfluss zu behalten. Diese Strategie wurde in den letzten Jahren zunehmend
aggressiver,  wie  wir  bereits  2014  in  der  Ukraine,  aber  auch  in  Syrien,
Kasachstan, Moldawien oder Belarus gesehen haben. Auch für die EU und
insbesondere Deutschland ist Osteuropa ein interessanter Raum für Kapital-
und Warenexport. So wurden sich im Zuge der EU-Osterweiterung immer
neue Marktterritorien erschlossen, die nun als Produktionsstätten für VW
dienen oder mit LIDL-Discounterpreisen die lokalen Ökonomien zerstören.
Da aber  gerade  in  Deutschland einige  Teile  des  Kapitals  auch auf  gute
Handelsbeziehungen mit Russland angewiesen sind, galt es für die deutschen
Regierungen,  bei  ihrer  wirtschaftlichen  Ausdehnung  nach  Osten  immer
behutsam vorzugehen und niemanden vor den Kopf zu stoßen. Das lange
Zögern der Ampel-Regierung im Umgang mit dem Ukraine-Krieg hat dies
wieder deutlich gemacht. Weniger vorsichtig ist dagegen die USA. Dieser
waren die europäisch-russischen Beziehungen (wie der ehemals geplante Bau



der  Erdgaspipeline  Nord-Stream-2)  schon  immer  ein  Dorn  im Auge.  Die
Ukraine-Krise bietet Präsident Biden die Möglichkeit, Europa erneut hinter
der NATO als Einheit des Westens zu vereinen und zu viel Einigkeit auf der
eurasischen Kontinentalplatte (auch mit Blick auf Chinas Projekt der Neuen
Seidenstraße) zu verhindern.

Die Vorgeschichte des Krieges

Die Ukraine ist bereits seit fast 10 Jahren ein Austragungsort dieser Konflikte
zwischen den imperialistischen Mächten. Nachdem Russland versuchte, die
Ukraine wirtschaftlich stärker an sich zu binden, reagierten die USA und die
EU,  indem  sie  eine  auf  Rechtsextremist_Innen  und  pro-westliche  NGOs
gestützte  Protestbewegung  finanzierten,  die  sich  aufgrund  der
Wirtschaftskrise  schnell  zur  Massenbewegung  entwickelte  und  die
ukrainische Regierung 2013 zu Fall  brachte. Die neue Regierung begann
schnell,  Verträge  mit  der  EU  und  den  USA  abzuschließen.  Hilfsgelder,
Kredite  und Militärhilfen  flossen in  Massen in  die  Ukraine,  während im
Gegenzug für westliche Konzerne privatisiert wurde. Unterstützt von Putin
regte sich Widerstand im Osten des Landes, welcher 2014 zur russischen
Annexion der Halbinsel Krim und zur Gründung der sogenannten Donbass-
Republiken führte. Russland fühlte sich durch ein ökonomisches Vorrücken
des  Westens  in  seine  traditionellen  Einflussgebiete  und  auch  militärisch
durch immer weiter nach Osten gerichtete Truppenverlagerungen der NATO
bedroht. In jahrelangen Verhandlungen mit westlichen Politiker_Innen wollte
jedoch niemand von ihnen einen NATO-Beitritt  der Ukraine ausschließen.
Putin wollte mit seiner Invasion also aufzeigen, dass er keinen NATO-Beitritt
der Ukraine duldet und selbst territoriale Ansprüche auf Teile im Osten der
Ukraine stellt. Den aktuellen Zeitpunkt für seine Invasion sah er als geeignet
an, da ihm der Westen uneinig und die Abhängigkeit von russischem Gas
weltweit hoch schien.

Frieden am Verhandlungstisch?

Dass der Krieg derart lange dauern würde, hat mit Sicherheit niemand im
russischen Staatsapparat aber auch nicht in den Kommandozentralen der
NATO gedacht.  Während Russland die Widerstandskraft  des vom Westen



aufgerüsteten ukrainischen Militärs unterschätzt hat,  haben EU und USA
nicht damit gerechnet, dass die russische Wirtschaft sich so lange gegen die
Sanktionen  behaupten  kann.  So  wurde  mal  wieder  deutlich,  dass  die
Wirtschaftssanktionen gegen Russland Putin kaum von seinen Kriegsplänen
abhalten, stattdessen aber die russische Zivilbevölkerung in tiefstes Elend
stürzen.  So  groß  und  beeindruckend  die  Friedensproteste  in  vielen
europäischen Großstädten waren, ihr Ruf nach Sanktionen gegen Russland
haben den Frieden keinen Schritt nähergebracht. Nun hoffen sie alle auf
erfolgreiche  Friedensverhandlungen  zwischen  den  beteiligten
Kriegsparteien. Natürlich ist Reden erst einmal besser als Wohngebiete zu
bombardieren,  aber  kein  Putin  und kein  Selenskyj  wird  einen gerechten
Frieden  am  Verhandlungstisch  unterschreiben.  Friedensabkommen  sind
immer nur zeitweilige Kompromisse zwischen imperialistischen Mächten, die
gerade keine Möglichkeit mehr sehen, anderweitig mehr für ihre Interessen
rauszuschlagen.  Der  Konflikt  wird  dabei  für  einen  Moment  eingefroren,
wobei  unklar  bleibt,  wie  lange.  Welches  Friedensabkommen  in  der
Geschichte  wurde  eigentlich  nicht  irgendwann  wieder  gebrochen?

Für eine unabhängige Position der Arbeiter_Innenklasse!

Die einzigen, die Interesse an einem wirklichen Frieden (und nicht an der
Sicherung  von  Einflusssphären  oder  Absatzmärkten)  haben,  sind  die
lohnabhängigen Massen in der Ukraine und Russland. Sie müssen mit ihren
nationalistischen  Führungen  brechen,  sich  selbstständig  in  eigenen
Kampforganisationen  gegen  die  reaktionären  Truppen  verteidigen,  die
Oligarch_Innen  enteignen  und  die  Waffen  nicht  gegeneinander,  sondern
gegen das Kapital richten. Wenn die Soldat_Innen sich weigern zu schießen,
die Eisenbahner_innen streiken und keine Truppen transportieren oder die
Industriearbeiter_Innen  die  Waffenproduktion  bestreiken,  kann  ein  Krieg
beendet werden. Dabei liegt es auch an uns, hier eine Antikriegsbewegung
aufzubauen, die sich weder auf die Seite der NATO, noch auf die Seite Putins
schlägt,  sondern  sich  hinter  dem  Banner  der  internationalen
Arbeiter_Innensolidarität  versammelt.

Gegen die Aufrüstungspläne des deutschen Kapitals!



Hier  vor  Ort  dürfen  wir  den  riesigen  Friedensdemos  nicht  den  Rücken
zukehren. Dass die Leute gegen den Krieg auf die Straße gehen, ist richtig.
Es liegt an uns ihnen aufzuzeigen, dass wir nur durch die Einnahme einer
dritten Position an der Seite der Arbeiter_Innenklasse gerechten Frieden und
eine  unabhängige  Ukraine  erkämpfen  können.  Dabei  müssen  wir  als
Antikriegsbewegung  hierzulande  vor  allem  gegen  alle  Versuche  der
Regierung kämpfen, den Krieg weiter anzufeuern. Dazu gehört auch, sich
gegen das milliardenschwere Aufrüstungsvorhaben der Bundesregierung zu
stellen. Während Bildung und Gesundheit kaputtgespart werden, will sich
Deutschland zukünftig den drittgrößten Rüstungsetat der Welt geben. Olaf
Scholz  oder  Annalena  Baerbock  versuchen  uns  schon  einmal  auf  den
Kriegstaumel einzustimmen, indem sie eine militärische „Zeitenwende für
Deutschland“ ankündigen, in der wir „für den Frieden frieren“ sollen. Der
ukrainischen Bevölkerung ist  dabei  kein  Stück  geholfen,  dafür  aber  den
Interessen des deutschen Kapitals, das endlich eine wichtigere Rolle auf der
Weltbühne spielen möchte, aber aus historischen Gründen sich bisher immer
zurückhaltend mit  dem Militär  zeigen musste.  Die  Ukraine-Krise  ist  den
deutschen  Politiker_Innen  ein  willkommener  Vorwand,  die  Zeit  der
militärischen Zurückhaltung Deutschlands für beendet zu erklären. Sowohl
die Linkspartei  als  auch die Gewerkschaften halten sich mit  Kritik dabei
traurigerweise stark zurück.  Während die Linkspartei  sich ihre Chancen,
irgendwo  mitregieren  zu  können,  nicht  verbauen  möchte,  haben  die
Gewerkschaften Angst, ihre guten Beziehungen zum deutschen Kapital zu
gefährden. Damit sollten wir sie nicht durchkommen lassen!

Willkommenskultur

Ein positives Zeichen ist die überwältigende Solidarität, mit der große Teile
der  Bevölkerung  den  ukrainischen  Geflüchteten  zur  Seite  stehen.
Aufopferungsvoll  und  ehrenamtlich  werden  leere  Zimmer  zur  Verfügung
gestellt,  Bedarfsgüter  gespendet  und  warme  Mahlzeiten  am  Berliner
Hauptbahnhof verteilt. Die Regierung macht es sich jedoch zu leicht, wenn
sie diese gesamte Arbeit auf die Bevölkerung ablädt. Durch die Enteignung
eines durch Corona sowieso leerstehenden Luxushotels könnte ganz schnell
viel  mehr Platz  für  Geflüchtete  geschaffen werden,  als  wir  Menschen in



unseren Privatwohnungen aufnehmen können.  Außerdem fragen wir  uns,
warum 100 Milliarden Euro für  die  Bundeswehr da sind,  aber  nicht  für
Handtücher.

Kein Mensch ist illegal!

Einen faden Beigeschmack bekommt das Ganze zusätzlich, wenn man sich
vor Augen führt, warum die hunderttausenden Geflüchteten aus Syrien, dem
Irak, Afghanistan, Eritrea, Iran, Libyen und dem Sudan nicht annähernd so
freundlichen  willkommen  geheißen  wurden.  Im  selben  Moment,  in  dem
ukrainische Geflüchtete mit kostenlosen Zugtickets ins Land geholt wurden,
beschließt die polnische Regierung eine kaum überwindbare Mauer an der
Grenze zu Belarus zu bauen, um die dort festsitzenden Geflüchteten aus dem
Land zu halten. POCs sowie Sinti_zze und Rom_nja, die ebenfalls aus der
Ukraine fliehen wollten, wurden an der Grenze abgewiesen. In Berlin wurden
Geflüchtete  aus  ihren  Unterkünften  geschmissen,  Familien  getrennt,  um
Platz für ukrainische Geflüchtete zu schaffen. Ein CBS-Journalist brachte den
rassistischen Hintergrund dieses Missstands auf den Punkt, als er begeistert
sagte,  die  Geflüchteten  aus  der  Ukraine  seien  „Menschen  aus  der
Mittelschicht, die aussehen wie wir“. Es ist interessant zu beobachten, zu
welchem einem menschlichen Umgang mit  Geflüchteten diese  Regierung
fähig ist, wenn die Geflüchteten nur in die geopolitische Ausrichtung der
Außenpolitik passen. Diese Ungleichbehandlung müssen wir anprangern und
sichere  Fluchtwege,  offene  Grenzen,  dezentrale  Unterbringung  und
Staatsbürgerrechte für ALLE Menschen, die vor Krieg, Hunger, Verfolgung,
Ausbeutung oder Naturkatastrophen fliehen müssen, einfordern!

Die ersten 100 Tage der neuen

https://onesolutionrevolution.de/die-ersten-100-tage-der-neuen-regierung-top-oder-flop/


Regierung: Top oder Flop?
Von Jonathan Frühling

Seit einigen Monaten haben wir eine neue Regierung. Es sitzt wieder eine
Person von der SPD im Kanzleramt und auch die Grünen sind zurück. Die
Merkel-Ära ist endlich vorbei. Doch gibt es wirklich einen Grund zum Feiern?
Den  Koalitionsvertrag  haben  wir  bereits  an  anderer  Stelle  ausführlich
a n a l y s i e r t
(http://onesolutionrevolution.de/ampelkoalition-transformation-fuers-kapital/).
Wir haben uns für euch angeschaut, was die Regierung in den ersten 100
Tagen seit ihrer Amtseinführung Anfang Dezember alles gemacht (bzw. nicht
gemacht) hat.

Nochmal eine kleine Zusammenfassung: Die neue Regierung bildet sich aus
einer  Koalition  aus  SPD,  Grünen  und  FDP  (nach  ihren  Farben
„Ampelkoalition“ genannt). Die SPD besetzt das Kanzleramt, sowie u.a. die
wichtigen Ministerien für Inneres, Arbeit, Verteidigung und Gesundheit. Die
Grünen bekommen u.a. das Außen- und das Wirtschaftsministerium, die FDP
u.a. das Finanz- und das Verkehrsministerium. Alleine das Vorhandensein der
neoliberalen FDP an wichtigen Schaltstellen der Regierung und die Tatsache,
dass die SPD in den letzten 23 Jahren 19 Jahre an der Regierung war, sollte
das Gerede vom Aufbruch oder dem frischen Wind lächerlich machen.

Welche Fortschritte wurden erzielt?

Fangen wir mit den augenscheinlich guten Dingen an, die die Regierung
beschlossen hat. Lang ist die Liste sowieso nicht. Der Mindestlohn wird ab
Oktober auf 12 € angehoben und die Lohngrenze für steuerfreie Minijobs von
450  €  auf  520  €  angehoben.  Die  Inflat ion  wird  diese  kleinen
Errungenschaften jedoch leider bald wieder zur Nichte machen und leider
führt  die  höhere  Lohngrenze  bei  Minijobs  eher  zu  Vorteilen  für
Unternehmer_Innen: Denn diese müssen jetzt faktisch noch weniger Geld in
die Renten- und Sozialkassen einzahlen, was zuletzt das Risiko für (Alters-
)Armut bei Arbeiter_Innen verschärft. Außerdem würde eine wirklich soziale
Arbeitspolitik diese Art der Minijobs begrenzen, statt diese weiter attraktiv
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zu machen.

Das „Entlastungspaket“ soll höhere Energiepreise teilweise ausgleichen. Es
beinhaltet  eine  höhere  Pendlerpauschale  (die  FDP  lässt  grüßen),  eine
Einmalzahlung von 135 € für Wohngeldempfänger_Innen und den Wegfall
der  EEG-Umlagen  (Endverbraucher_Innen  zahlen  hier  für  die  Förderung
nachhaltiger  Energien).  Dies  als  Tropfen  auf  dem  heißen  Stein  zu
beschreiben,  wäre  sogar  noch  übertrieben.  Die  Energiepreise  steigen
weiterhin massiv, was gerade Menschen geringeren Einkommens zu spüren
bekommen.

Und was ist mit Corona?

Vernünftig  klingende  Forderungen,  wie  die  Legalisierung  von  Cannabis
wurden bisher nicht angepackt. Grund dafür: Man wolle sich zunächst um die
Corona-Krise kümmern. Wer allerdings glaubt, dass endlich der privatisierte
und  kaputtgesparte  Gesundheitssektor  in  Ordnung  gebracht  wird,  wird
enttäuscht.  Die  Regierung setzt  einfach nur  den Kurs  der  schwarz-roten
Koalition fort.  Das bedeutet  eine Herdenimmunität  durch Impfungen und
Infektionen. 200 Tote pro Tag im Wochendurchschnitt sind schon längst nicht
mehr der Rede wert. Eine Impfpflicht, die vielleicht nicht das beste Mittel ist,
aber  doch viele  Leben retten kann,  wird wohl  nicht  mehr verabschiedet
werden. Zwar gibt es noch eine Maskenpflicht und die Pflicht, getestet zu
sein, z.B. in Restaurants oder Kinos, doch auch diese Maßnahmen sollen
noch  im  März  fallen.  Die  Schließungen  von  Schulen  oder  Betrieben
(Freizeitenrichtungen  teilweise  ausgenommen)  sind  mittlerweile  ein
politisches No-Go. Die Regierung gibt vor den Verschwörungsspinner_Innen
auf der Straße und den Bossen des Kapitals klein bei.

Die Kriegsampel

Spätestens seit dem Einmarsch Russlands in die Ukraine steht die Ampel in
Deutschland  auf  Krieg.  Der  bisher  prägendste  Schritt  der  Regierung  ist
nämlich die forcierte Aufrüstung. Deutschland soll einmalig zusätzlich 100
Mrd. € (!) für Rüstungsprojekte ausgeben und dann die Militärausgaben auf
jährlich  2  %  des  BIP  erhöhen.  Das  bedeutet  eine  Steigerung  der



Rüstungsausgaben um über  30 % und erhöht  den Militäretat  auf  knapp
70  Mrd.  €.  Diese  unglaubliche  Zahl  wir  nur  von  den  USA  und  China
übertroffen und liegt auch weit über den Rüstungsausgaben Russlands (55
Mrd.  €).  Übrigens  wurden  auch  schon  Waffen  in  die  Ukraine  (ein
Kriegsgebiet)  geschickt,  was  die  Regierung  bisher  abgelehnt  hat.

Wenn  es  um  Aufrüstung  und  Krieg  geht,  macht  die  Regierung  schnell
Mill iarden  frei.  Wenn  jedoch  unsere  Schulen  marode  &  ohne
Hygienekonzepte  sind,  unsere  Großeltern  an  Altersarmut  leiden  oder
Bekannte im Krankenhaus nicht richtig behandelt werden, heißt es dagegen,
es wäre kein Geld da. An Heuchelei und Militarismus übertrifft das neue
Kabinett die alte Regierung also schon. Mit dem alten Finanzminister Scholz
als Kanzler ist das aber auch nicht verwunderlich.

Die Aufrüstung des deutschen Imperialismus auf unsere Kosten ist also in
vollem  Gange.  Kaum  erwähnt  wird  auch,  dass  die  Regierung  mit  den
Stimmen der CDU beschlossen hat, den Militäreinsatz im Irak fortzusetzen.
Gleiches gilt für die UN-Mission im Südsudan und die anti-Flüchtlingsmission
„Sea-Guardian“ im Mittelmeer. Zwar freut es, dass der Militäreinsatz in Mali
im Mai nicht verlängert werden soll,  allerdings ist  dieser genau wie der
Afghanistan-Krieg offensichtlich gescheitert und soll zudem Mittel für den
Konflikt  mit  Russland  freimachen.  Die  Stationierung  von  350  weiteren
Soldat_Innen (insgesamt dann 850) in Litauen steht auch in diesem Zeichen
und wurde sogar schon vor dem Ukrainekrieg beschlossen.

Zudem sollen weitere Aufklärungsdrohnen aus Israel angeschafft  werden.
Apropos Israel: Natürlich hat die neue Regierung auch eine bedingungslose
Unterstützung des israelischen Apartheitsstaates im Gepäck. Das machte z.B.
Scholz klar, als er Anfang März Israel besuchte. Ein Besuch der besetzen
palästinensischen  Gebiete  oder  auch  nur  lauwarme  Worte  für  den
abgestorbenen Friedensprozesses hielt er unterdessen nicht für notwendig.

Grün ist die Regierung, aber nicht ihre Politik

Unter anderem wegen den Spannungen mit Russland geht es auch in Punkto
Klimaschutz nicht voran. Die Nord Stream II Pipeline, die russisches Gas



nach Deutschland bringen soll, wird, obwohl fertiggestellt, nicht ans Netz
gehen. Stattdessen wird nun weiteres Geld aufgewendet, um Gas-Terminals
zu bauen, um z.B. US-amerikanisches Frackinggas in unsere Heizungen zu
bekommen. Auch der Ausstieg aus der Kohlverstromung 2030 ist nun offiziell
vom Tisch.  Imperialistisches  Säbelrasseln  ist  also  auch dieser  Regierung
wichtiger als unsere Umwelt.

Was fehlt?

Lang ist zudem die Liste von Vorhaben, die trotz relativ einfacher Umsetzung
bisher  nicht  angegangen  wurden.  So  z.B.  die  Einführung  des
elternunabhängigen Bafögs. Zwar hat das Kabinett endlich die Abschaffung
des archaisch wirkenden Verbots  für  Abtreibungen zu „werben“ (§219a),
beschlossen, doch das eigentliche Problem, nämlich, dass Abtreibungen laut
Gesetz verboten und nur bis zur 12 Woche straffrei sind, würde natürlich
auch  nach  der  Abschaffung  von  §219a  bestehen  bleiben.  Selbst  das
erzkonservative und von einer rechten Regierung regierte Kolumbien ist da
schon deutlich weiter (dort sind es 24 Wochen). Leider wurde auch bisher die
Istanbuler-Konvention gegen Gewalt an Frauen immer noch nicht umgesetzt.
Das würde z.B. den Bau von tausenden Frauenhausplätzen miteinschließen.

Zudem kommt Kampf gegen Kinderarmut (jedes 5. Kind in Deutschland lebt
in Armut) nicht voran. Über einen gerade in Zeiten von Inflation mickrigen
Überbrückungszuschuss von 25 € pro Monat wird derweilen heftig diskutiert.
Das lässt vermuten, dass auch die geplante „Kindergrundsicherung“ an der
Situation  nicht  viel  ändern wird.  Eine  satte  Erhöhung von Hartz-IV  und
flächendeckende  und  kostenlose  Betreuungsplätze  werden  leider  nicht
erwogen.

Widerstand ist notwendig!

Wer auch nur irgendwelche Hoffnungen in die neue Regierung hatte, sieht
sich spätestens jetzt der grausamen Realität gegenüber. Kein Aufbruch, kein
Politikwechsel  und schon gar  kein  frischer  Wind erwarten  uns.  Wie  wir
bereits gewarnt haben, bringt die neue Regierung nur eine Fortsetzung und
sogar Verschärfung der kapitalistischen und imperialistischen Politik.



Wir fordern dagegen:

Mehr Hartz IV und Sozialwohnungen!
Für  eine  Rekommunalisierung  des  Gesundheitswesens  und  eine
Abschaffung der Fallpauschalen!
Für  die  Legalisierung  aller  Drogen  &  frei  zugängliche
Aufklärungsangebote!
Mehr  Frauenhausplätze  und  eine  militante  Bewegung  gegen
Sexismus!
Offene Grenzen & Staatsbürger_Innenrechte für alle Menschen!
Keine Aufrüstung, sondern Abrüstung!
Auflösung der imperialistischen Kriegsallianz NATO! Für den Aufbau
einer proletarischen Antikriegsbewegung!
Keine Waffenexporte, wie z.B. an die Ukraine!
Blockade und Sabotage der Waffenindustrie und Kriegslogistik durch
Streiks!

Hexenjagd:  Silvia  Federici  auf
der Suche nach Antworten
Jaqueline  Katharina  Singh  (REVOLUTION/Gruppe  Arbeiter:innenmacht,
Deutschland)

Federicis Buch „Caliban und die Hexe“ ist  nicht nur in sieben Sprachen
übersetzt worden. Ihre Analyse der Hexenverfolgung und ihrer Bedeutung
zum Verständnis von Frauenunterdrückung und Kapitalismus wurden vom
linken Feminismus diskutiert und aufgegriffen. Viele Autor:innen stützen sich
mittlerweile auf  die darin entwickelten Ideen,  machen sie zur Grundlage
eigener Theorien und Konzepte.

Silvia Federici selber ist ehemalige Hochschullehrerin, politische Philosophin
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und  Aktivistin.  Zusammen mit  Mariarosa  Dalla  Costa,  Selma  James  und
anderen gründete sie 1972 das International Feminist Collective, welches die
internationale  „Lohn  für  Hausarbeit“-Kampagne  startete.  Über  Jahre
veröffentlichte Federici zahlreiche Bücher und Essays zu marxistischer und
feministischer  Theorie,  Globalisierungskritik  und  zum  Konzept  der
„Commons“. Mit ihrem 2004 erschienenen Hauptwerk „Caliban und die Hexe
– Frauen, der Körper und die ursprüngliche Akkumulation“ (Mandelbaum-
Verlag,  Wien/Berlin  2021,  9.  Auflage)  wollen  wir  uns  im  Folgenden
beschäftigen  und  einige  ihrer  zentralen  Ideen  diskutieren.

Grundgedanken von „Caliban und die Hexe“
Auch für Federici selbst bilden die in „Caliban und die Hexe“ entwickelten
Auffassungen  die  Grundlage  einer  politisch-strategisch  Orientierung,  die
davon ausgeht, dass die eigentliche Quelle des Reichtums und damit seiner
Vermehrung in der kapitalistischen Gesellschaft nicht oder allenfalls nur zum
Teil in der Aneignung fremder Arbeit im kapitalistischen Verwertungsprozess
besteht. „In diesem Sinn zeigt Caliban und die Hexe, dass der Körper für
Frauen in der kapitalistischen Gesellschaft das gewesen ist, was die Fabrik
für  männliche  Lohnarbeiter  gewesen  ist:  der  Hauptschauplatz  ihrer
Ausbeutung und ihres Widerstandes.“ (Caliban und die Hexe, a. a. O., S. 23.)

Die ursprüngliche Akkumulation, als deren integralen Bestandteil Federici
die  Hexenverfolgung und den Mord an Hunderttausenden begreift,  steht
daher  nicht  einfach  am  Beginn  der  Durchsetzung  des  Kapitalismus  als
Gesellschaftsformation.  Sie  betrachtet  sie  vielmehr  als  „universellen
Vorgang“,  der  „in  jeder  Phase  kapitalistischer  Entwicklung“  (S.  24)  ein
ergänzendes,  wenn  nicht  grundlegendes  Moment  des  Gesamtprozesses
bildet.  Kolonialismus,  Imperialismus,  Globalisierung  und  die  private
Hausarbeit  stellten  für  sie  grundlegende  Formen  dieser  Permanenz  der
ursprünglichen Akkumulation dar.

In  ihrer  Einleitung fasst  Federici  ihre  Thesen prägnant  zusammen:  „Die
politische Lektion, die wir Caliban und die Hexe entnehmen können, lautet in
der Tat, dass der Kapitalismus als sozio-ökonomisches System zwingend auf
Rassismus und Sexismus angewiesen ist. Denn der Kapitalismus muss die



Widersprüche,  die  seinen  gesellschaftlichen  Verhältnissen  innewohnen,
rechtfertigen  und  mystifizieren:  Seinem  Freiheitsversprechen  steht  die
Realität weitverbreiteten Zwangs, seinem Wohlstandsversprechen die ebenso
weitverbreiteten Elends gegenüber.“ (S. 25) Zentral ist dabei ihre These,
dass die Hexenverbrennung eine maßgebliche Rolle bei der ursprünglichen
Akkumulation gespielt  hat.  Dabei greift  sie Marx’ Begriff  auf,  übt jedoch
zugleich Kritik und leistet eine eigene (Fehl-)Interpretation. Für Federici war
die Hexenverfolgung ebenso konstitutiv für die Entstehung des Kapitalismus
wie  die  „Entdeckung“  der  Kolonien  und  Sklaverei  sowie  Einhegung und
Vertreiben  der  Bauern/Bäuerinnen  von  ihrem  Land.  Dies  konnte  ihrer
Auffassung  zufolge  von  Marx  nicht  gesehen  werden,  da  dieser  „die
ursprüngliche  Akkumulation  vom  Standpunkt  des  entlohnten  männlichen
Proletariats und der Entwicklung der Warenproduktion“ (S. 17) untersucht
habe.  Federici  fokussiert  hingegen  auf  die  Stellung  der  Frau  und  ihre
Veränderung, die die ursprüngliche Akkumulation bei der Produktion der
Ware Arbeitskraft bewirkte. Daraus resultiert für sie unter anderem auch
eine andere Bewertung der weltgeschichtlichen Rolle des Kapitalismus. Sie
lehnt  den  Grundgedanken des  Marxismus,  dass  die  Durchsetzung dieser
Produktionsweise erst die Bedingungen für eine sozialistische Gesellschaft
(gesellschaftliche Produktion, Herausbildung des Proletariats als universeller
Klasse)  schafft  und  insofern  eine  notwendige  Voraussetzung  für  diese
darstellt, kategorisch ab (S. 18). Für Federici wäre im Grund auch aus der
Krise des Feudalismus ein Übergang zu einer gemeinwirtschaftlichen, nicht-
unterdrückerischen  Wirtschaftsweise  und  Gesellschaftsformation  möglich
gewesen.

Ein anderer wichtiger Punkt ist die Auseinandersetzung mit Körpern. Ihr Ziel
ist  es,  mithilfe  der  Analyse  des  Übergangs  zum  Kapitalismus  und  der
ursprünglichen Akkumulation  über  die  bisher  existierenden Analysen der
„Körperpolitik“  seitens  Foucaults  und  diverser  Feminist:innen
hinauszugehen.  „Caliban und die  Hexe“ soll  zeigen,  dass der Körper für
Frauen in der kapitalistischen Gesellschaft das gewesen ist, was für Männer
die  Fabrik  gewesen  ist:  Hauptschauplatz  der  Ausbeutung  und  des
Widerstandes. Diese These ist darin begründet, dass der weibliche Körper
von Staat und Männern angeeignet wurde, als Mittel zur Akkumulation und



Reproduktion von Arbeit (S. 23).

Wie wir sehen werden, zieht diese eine Reihe theoretischer wie politischer
Konsequenzen  nach  sich,  was  das  Verständnis  der  kapitalistischen
Produktionsweise, ihrer Rolle in der Geschichte, des revolutionären Subjekts
und der Alternative zum Kapitalismus betrifft. Für Federici stellt nicht die
Enteignung  des  Kapitals  und  die  bewusste  Vergesellschaftung  von
Produktions-  und  Reproduktionsarbeit  im  Rahmen  einer  globalen,
demokratischen Planwirtschaft die notwendige Form der Überwindung des
Kapitalismus  dar,  sondern  eine  Rückkehr  zu,  wenn  auch  an  moderne
Produktivkräfte angepassten, gemeinwirtschaftlichen Formen der Commons
(oder der Allmende). Diese Schlussfolgerungen werden in „Caliban und die
Hexe“  nur  knapp  angedeutet  und  in  anderen  Schriften  und  Interviews
umfänglich dargestellt. Auch diese einer ausführlichen Kritik zu unterziehen,
würde jedoch den Rahmen des Artikels sprengen. Es sei einer zukünftigen
Arbeit vorbehalten. „Caliban und die Hexe“ bildet aber so etwas wie einen
theoret ischen  Unterbau  für  diese  universel len  pol i t ischen
Schlussfolgerungen.  Daher  konzentrieren  wir  uns  auf  eine  Kritik  ihres
Buches.

Die ursprüngliche Akkumulation bei Marx
Bevor wir Federicis Argumente genauer betrachten und verstehen können,
lohnt  es  sich,  mit  Marx’  Verständnis  der  ursprünglichen  Akkumulation
anzufangen.  Im  Kapitel  24  des  ersten  Bandes  von  „Das  Kapital“  (Die
sogenannte ursprüngliche Akkumulation) geht Marx darauf näher ein. Unter
diesem Begriff versteht er die historischen Prozesse, die der Durchsetzung
der kapitalistischen Produktionsweise vorausgehen, zur Herausbildung einer
Klasse von Kapitaleigentümer:innen, die die wesentlichen Produktionsmittel
monopolisieren, und einer Klasse doppelt freier Landarbeiter:innen führen.
Der Kapitalismus ist nun mal nicht vom Himmel gefallen: „In einer längst
verfloßnen Zeit  gab es“,  so  Marx  sarkastisch,  „auf  der  einen Seite  eine
fleißige,  intelligente  und  vor  allem sparsame Elite  und  auf  der  anderen
faulenzende, ihr alles und mehr verjubelnde Lumpen [ … ] So kam es, daß die
ersten  Reichtum  akkumulierten  und  die  letztren  schließlich  nichts  zu



verkaufen hatten als ihre eigne Haut“ (MEW 23, Berlin/Ost 1971, S. 741). Die
Entstehungs-  und  Durchsetzungsgeschichte  des  Kapitalismus  als
vorherrschender Produktionsweise ist vielmehr ein längerer Prozess vom 14.
bis ins 19. Jahrhundert,  bei  dem in unterschiedlichen Regionen aufgrund
ihrer  jeweiligen  Gegebenheiten  auch  unterschiedliche  Produktionsweisen
herrschten  und  teilweise  gleichzeitig  existierten.  Schließlich  geht  es  im
Kapitalismus  darum,  Kapital  durch  Kombination  mit  Lohnarbeit  zu
vermehren.  Der  dabei  gewonnene  Mehrwert  wird  dem  Gesamtkapital
hinzufügt,  damit  es  sich  weiter  vermehrt,  auf  einer  nach  oben  offenen
Akkumulationsskala.  Damit  nun  aber  ein  solches  selbsttragendes
Kapitalwachstum  beginnen  kann,  muss  zunächst  einmal  einsatzfähiges
Kapital vorhanden sein, das selber nicht durch seinen Einsatz im indistriellen
Produktionsprozess  entstanden  sein  kann.  Und es  muss  eine  Klasse  von
Lohnarbeiter:innen vorhanden sein, die keine Alternative hat zum Verkauf
ihrer  Arbeitskraft,  um  ihre  Existenz  zu  fristen.  Marx  untersucht  diesen
Prozess  in  erster  Linie  für  England,  da  sich  dort  die  kapitalistische
Produktionsweise  zuerst  und  am  durchgängigsten  entfaltet  hat.  Die
ursprüngliche  Akkumulation  umfasst  v.  a.  die  Momente,  „worin  große
Menschenmassen  plötzlich  und  gewaltsam  von  ihren  Subsistenzmitteln
losgerissen und als vogelfreie Proletarier auf den Arbeitsmarkt geschleuderte
werden (a. a. O., S. 744). Dazu gehören:

a) Die gewaltsame Aneignung des Grund und Bodens
Um überhaupt ausreichend Arbeitskräfte für das Kapital zu haben, musste
die  Bauern-/Bäuerinnenschaft  von  ihrem  Grund  und  Boden  gewaltsam
vertrieben  werden,  was  nicht  nur  die  Vertreibung  der  selbstständigen
Produzent:innen  bedeutete,  sondern  auch  die  Enteignung  des
Gemeindelandes, der Allmende, um so der Bevölkerung jede Grundlage für
Subsistenzwirtschaft zu entziehen.

b) Blutgesetzgebung und Absenkung des Arbeitslohns
Durch  die  Auflösung  der  feudalen  Gefolgschaften  und  durch  stoßweise,
gewaltsame  Expropriation  von  Grund  und  Boden  entstanden  massenhaft
Bettler:innen, Räuber:innen, Vagabund:innen, zum Teil aus Neigung, in den



meisten Fällen durch den Zwang der Umstände,  da diese nicht  von den
aufkommenden  Manufakturen  absorbiert  werden  konnten.  Um  dem
entgegenzuwirken,  wurde  Ende  des  15.  und  während  des  ganzen  16.
Jahrhunderts  in  Westeuropa  die  Blutgesetzgebung  erlassen.  Die  Strafen
reichten von Auspeitschung, Brandmarkung bis zur Hinrichtung, die erfolgen
konnte, wenn jemand ein drittes Mal beim Vagabundieren gefasst wurde.
Allein  unter  Heinrich  VIII.  sollen  72.000  Vagabund:innen  hingerichtet
worden sein. Der entscheidende Punkt dieser Maßnahmen bestand darin,
sämtliche Formen alternativer Einkommen zu kriminalisieren und damit die
Besitzlosen faktisch zur Lohnarbeit zu zwingen, oft sogar in Form direkter
Zwangsarbeit  (Arbeitshäuser)  und  zu  extrem  geringen  Löhnen,  was
umgekehrt  die  Profite  der  entstehenden Manufakturbesitzer:innen massiv
steigerte.

c)  Die  Herausbildung  der  Kapitalist:innenklasse  und
kapitalistischen Pächter:innen
Die  Enteignung  des  Landes  und  die  Durchsetzung  des  Zwangs  zur
Lohnarbeit  bildet  die  Grundlage  für  die  Entstehung  des/r  industriellen
Kapitalist:in und des/r kapitalistischen Pächter:in (Agrarkapitalist:innen). Das
Handelskapital  hatte  sich  historisch  früher  entwickelt.  Damit  die
kapitalistische Produktionsweise jedoch zur vorherrschenden werden konnte,
musste  es  die  Schranken  feudaler  Bindung  an  Grund  und  Boden  sowie
Zunftwesen plus  das  Eigentum kleiner  Landbesitzer:innen zerstören.  Der
Kolonialismus, die Plünderung der Amerikas, Sklav:innenhandel, Ausweitung
der Staatsschuld sowie die Entstehung eines internationalen Kreditsystems
schafften dabei mächtige Hebel zur Akkumulation des industriellen Kapitals,
weil  so viel  gewaltigere Kapitalmassen (und damit  Produktionsmittel  und
Arbeitskraft) mobilisiert werden konnten, als dies ohne diese Katalysatoren
möglich gewesen wäre.

d)  Kommodifizierung  und  Herstellung  des  innern
Markts für das industrielle Kapital
Schon  die  Krise  des  Feudalismus  und  erst  recht  die  Vertreibung  der
Landbevölkerung  führen  zu  einer  zunehmenden  Kommodifizierung  der



Reproduktion.  Ein  wichtiges  Beispiel  stellt  dabei  der  Übergang  von  der
Natural-  zur  Geldrente  im Feudalsystem dar.  Noch  viel  umfassender  ist
dieser  Prozess  natürl ich  bei  der  Expropriat ion  der  kleinen
Bauern/Bäuerinnen. Sie müssen nun ihre Lebensmittel und ihren Wohnraum
als  Waren kaufen.  Das  zwingt  sie  nicht  nur  zur  Lohnarbeit,  sondern  es
erzeugt  zugleich  auch  den  inneren  Markt  für  das  Kapital,  indem ganze
Produktionszweige  (Produktion  von  Konsumgütern,  Einzelhandel)
ausgedehnt  werden.

Aus  all  dem  ergibt  sich  die  historische  Bedeutung  der  ursprünglichen
Akkumulation als Geburtshelferin des Kapitalismus. Die Gewalttätigkeit und
Brutalität des Prozesses beruht gerade darauf, dass die Produktionsweise
sich erst als vorherrschendes gesellschaftliches Verhältnis durchsetzt. Sie ist
wesentlich  eine  Durchsetzungsgeschichte  des  Wertgesetzes.  Hat  sie  sich
einmal  als  solche etabliert,  finden zwar im Weltmaßstab weiter  ähnliche
Prozesse statt – doch vor einem grundlegend anderen Hintergrund, nämlich
einer längst etablierten Herrschaft des großen Kapitals. Die Gewalt, mit der
die  Besitzlosen  noch  zur  Lohnarbeit  gezwungen  werden  mussten,  ist
weitgehend  der  stummen  Macht  der  Verhältnisse  gewichen.

Die Unterschiede zwischen Marx und Federici
Da wir nun ein grobes Verständnis der ursprünglichen Akkumulation bei
Marx erlangt haben, können wir nun auf Federicis Thesen eingehen. Wichtig
zu verstehen ist, dass ihre Interpretation der Geschichte keine reine, positive
Ergänzung der ursprünglichen Akkumulation darstellt. Vielmehr widerspricht
sie in fundamentalen Punkten Marx’ Ansichten, die sich vor allem in ihren
Vorschlägen im Kampf gegen den Kapitalismus zeigen –  und somit  auch
gegen die Frauenunterdrückung. Dazu aber später mehr.

Sie hat zwar Recht, dass im 24. Kapitel des ersten Bandes bezüglich der
ursprünglichen  Akkumulation  selten  explizit  auf  die  Rolle  der  Frau
eingegangen wird. Schon für den gesamten Band von „Das Kapital“ trifft das
nicht  wirklich  zu.  Marx  und  Engels  entwickeln  zwar  nirgendwo  eine
ausführliche  werttheoretische  Untersuchung  der  Reproduktionsarbeit  im
Kapitalismus. Aber schon die Darlegungen im 24. Kapitel machen deutlich,



dass  sich  die  Arbeitsteilung  und  die  Stellung  der  Frauen  grundlegend
ändern, weil die Arbeiter:innenfamilie auf die Lohnarbeit angewiesen ist, um
überhaupt  existieren  zu  können.  Dass  die  Reproduktion  im  Haushalt  zu
einem  untergeordneten  Moment  wird,  das  von  der  kapitalistischen
Akkumulation  und  Mehrwertproduktion  bestimmt  wird,  hat  nichts  mit
„Wertschätzung“ zu tun, sondern entspricht einem Ausbeutungssystem, da
auf der Aneignung von Mehrarbeit durch das Kapital beruht.

Gleichzeitig offenbart Federici mit ihrem bereits oben zitierten Standpunkt,
dass  „die  ursprüngliche  Akkumulation  vom  Standpunkt  des  männlichen
Proletariats und der Entwicklung der Warenproduktion“ aus betrachtet wird,
ihr eigenes Fehlverständnis von Marx. Wie deutlich geworden ist, führt die
ursprüngliche Akkumulation die Entstehung einer Produktionsweise mit sich
und wird aus Veränderungen der gesellschaftlichen Strukturen hergeleitet,
nicht  aus  den  Standpunkten  oder  Sichtweisen  der  männlichen  oder
weiblichen  Arbeiter:innen.  Dies  ist  jedoch  nicht  der  wichtigste  Punkt.

Zentraler ist vielmehr, dass die ursprüngliche Akkumulation und damit auch
die Entstehung des Kapitalismus selbst für Federici nicht aus der Krise der
Feudalgesellschaft  und  der  Entstehung  einer  neuen  Produktionsweise
verstanden werden, sondern vor allem als Antwort auf die sich erhebenden
Bauern und Bäuerinnen, die für ihre Befreiung kämpften.

a)  Der  Kapitalismus  stellt  gegenüber  vorherigen
Produktionsweisen keinen Fortschritt  dar
Federici vertritt letztlich einen anderen Kapitalismusbegriff als Marx. Für
letzteren  steht  die  Vermehrung  von  Kapital  durch  die  Aneignung  von
Mehrwert im Zentrum. Dieser kann nur im industriellen Produktionsprozess
geschaffen werden (Aneignung durch Plünderung ist  ein untergeordneter
Prozess). Für Federici hingegen sind die Formen des Kapitals relativ, daher
kann  die  neue  Produktionsweise  bei  ihr  schon  mit  der  Dominanz  des
Handelskapitals die Oberhand gewinnen. Die Schaffung einer universellen
Produktionsweise,  die  die  Kleinteiligkeit  vorhergehender  Formationen
überwindet und den Weltmarkt überhaupt erst schafft, stellt für Marx und
Engels einen historischen Fortschritt dar – trotz des von ihnen geschilderten,



notwendigerweise  extrem  brutalen  und  gewalttätigen  Prozesses  der
Herausbildung  der  Arbeiter:innenklasse  und  der  kolonialen  Ausbeutung.

Der Kern des geschichtlichen Fortschritts besteht für Marx nämlich nicht in
der  Schaffung  einer  kapitalistischen  Ökonomie  und  der  bürgerlichen
Gesellschaft  als  solcher,  sondern  darin,  dass  dies  eine  notwendige
Voraussetzung für eine zukünftige universelle Entwicklung der Menschen
bildet. Die Frage der Expansion des Kapitalverhältnisses und des Weltmarkts
inkludiert daher auch in einem anderen Sinn ein grundlegend historisches
Moment. Sobald es sich gemäß seiner eigenen technischen Grundlage – der
großen Industrie – durchgesetzt hat und der Weltmarkt etabliert ist, hört die
Bourgeoisie auf, eine fortschrittliche Klasse zu sein. Die Welt ist unter die
großen Kapitale und Mächte aufgeteilt, die ihrerseits auch den Eintritt und
die Form der Weltmarktintegration der sog. Dritten Welt bestimmen.

Federici hingegen widerspricht dem klar und stellt die These auf, dass die
Entwicklung  des  Kapitalismus  verhindert  hätte  werden  können.  Die
bürgerliche  Revolution  war  kein,  wenn  auch  widersprüchlicher
geschichtlicher  Fortschritt,  sondern  wesentlich  eine  Konterrevolution.  So
schreibt sie „Der Kapitalismus war eine Konterrevolution, die die aus dem
antifeudalen  Kampf  hervorgegangenen  Möglichkeiten  zerstörte:
Möglichkeiten, die uns, wenn sie verwirklicht worden wären, jene ungeheure
Vernichtung  menschlichen  Lebens  und  der  natürlichen  Umwelt  erspart
hätten, die den Vormarsch kapitalistischer Verhältnisse auf der ganzen Welt
gekennzeichnet  hat.  Das  muss  auf  jeden  Fall  betont  werden,  denn  der
Glaube, der Kapitalismus habe sich aus dem Feudalismus ‚entwickelt’ und
stelle eine höhere Form gesellschaftlichen Lebens da, hält sich noch immer.“
(S. 30)

Dies geht mit einer starken Romantisierung des Mittelalters einher.  „Die
‚Allmende’  stellt  sich  als  Vorschein  einer  Welt  dar,  in  der  Güter  geteilt
werden und gesellschaftliche Beziehungen von der Solidarität zehren, nicht
von dem Wunsch nach selbstsüchtiger Erweiterung.“ (S. 33) Zwar gibt sie im
Nachsatz zu: „Die Gemeinschaft der mittelalterlichen Leibeigenen 4 hinter
diese  Ziele  zurück  und  sollte  nicht  als  Beispiel  des  Kommunalismus
idealisiert werden.“ (ebda.) Allerdings fehlt die entscheidende Kritik daran.



Die  Subsistenzwirtschaft  mag  zwar  auf  den  ersten  Blick  –  insbesondere
verglichen mit der kapitalistischen Produktionsweise – etwas Friedliches, gar
Fortschrittliches repräsentieren. Global betrachtet ist dies allerdings nicht
der Fall. Zum einen bindet die Subsistenzwirtschaft enorm viel Zeit, die – je
nach Gesellschaftsformation – anderweitig genutzt werden könnte. Ist man
jedoch  tagein,  tagaus  damit  beschäftigt,  sich  bzw.  die  eigene  Kommune
selber zu versorgen, wird ein Hauptteil der Arbeitszeit darauf verwendet.

Des Weiteren bietet  sie  keine Möglichkeit,  auf  Schwankungen im Bedarf
schnell  zu  reagieren.  Der  Kapitalismus  hingegen  war  die  erste
Produktionsweise,  in  der  die  technische  Basis  der  Produktion  ständig
umgewälzt  wird.  Er  geht  mit  einer  welthistorischen  Steigerung  der
Produktivkräfte einher, auf deren Grundlage erstmals die Möglichkeit für die
volle Entfaltung aller Individuen materiell überhaupt möglich wird.

Solange jedoch nicht so viel produziert werden kann, dass nicht nur für alle
genug vorhanden ist, sondern auch noch ein Überschuss von Produkten zur
Vermehrung  des  gesellschaftlichen  Investitionsfonds  und  zur  weiteren
Ausbildung der  Produktivkräfte  bleibt,  muss  es  immer eine herrschende,
über  die  Produktivkräfte  der  Gesellschaft  verfügende  und  eine  arme,
unterdrückte  Klasse  geben.

Kurzum:  Die  Entwicklung  hin  zum  Kapitalismus  war  mit  unfassbar  viel
Gewalt verbunden, die bis heute anhält. Wenn wir jedoch davon sprechen,
welche Gesellschaftsformation, international betrachtet, eine Versorgung der
gesamten Bevölkerung ermöglicht, so schafft er die Basis dafür – ist jedoch
unfähig, diese umzusetzen. Große Monopole produzieren im Überfluss auf
anarchische  Weise  vorbei  an  den  Bedürfnissen  der  Menschheit,  ohne
Rücksicht  auf  die Umwelt  –  allerdings nur,  solange sie im Interesse der
Kapitalist:innen produzieren. Unter zuerst Kontrolle und dann Enteignung
durch die Arbeiter:innenklasse,  frei  von der Konkurrenz der Profite,  sind
diese Monopole zentralisierte Produktionsinstrumente, die dazu eingesetzt
werden können, zeitsparend und effektiv Massen an Menschen zu versorgen.
Sie legen somit auch die Grundlage dafür, dass die Arbeitszeit, die notwendig
bleibt, um das eigene Leben zu erhalten, gesamtgesellschaftlich gesenkt und
international nach den Bedürfnissen der Menschheit produziert wird.



b) Klassenbegriff
Neben der Romantisierung des Mittelalters ist auffällig, dass Federici keinen
wirklichen marxistischen Klassenbegriff vertritt. Bauern und Bäuerinnen sind
für  sie  Proletariat,  den  Feudalherren  unterscheidet  nicht  viel  vom
Kapitalisten.  Die  Kapitalist:innen  stellen  für  sie  im  Grunde  keine  neue
gesellschaftliche  Klasse  dar,  sondern  nur  die  Geistlichen,  Adeligen  und
städtischen  Kaufleute  und  Patrizier:innen,  die  sich  neuer  Techniken  der
Herrschaft bedienen, weil sie mit den tradierten Formen der Ausbeutung die
Bauern/Bäuerinnen nicht mehr niederhalten können.

Es  scheint  eher  so,  dass  es  für  sie  in  populistischer  Art  Einteilung  in
Ausbeuter:innen und Unterdrückte gibt,  die überhistorisch existieren und
sich auch nicht groß unterscheiden. So formen letztlich die Kapitalist:innen
keine  wirklich  neue  Klasse  und  die  bürgerliche  Revolution  sowie  die
Veränderung der Produktionsweise bilden keinen wirklichen Fortschritt. Das
ist jedoch ein fataler Fehler. Widmen wir uns zuerst der Frage, warum es
wichtig  ist,  genauere  Unterteilungen  zwischen  den  Formen  der
Unterdrückung  anzustellen,  oder  anders  gesagt,  Bauern/Bäuerinnen  und
Lohnarbeiter:innen nicht das Gleiche sind.

Kurz  könnte  man  wie  Engels  in  „Grundsätze  des  Kommunismus“
(http://www.mlwerke.de/me/me04/me04_361.htm)  sagen,  dass  die
arbeitenden Klassen auf verschiedenen Entwicklungsstufen der Gesellschaft
in unterschiedlichen Verhältnissen gelebt und verschiedene Stellungen zu
den besitzenden und herrschenden Klassen eingenommen haben. So gab es
beispielsweise  in  der  Antike  Sklav:innen  sowie  deren  Besitzer.  Deren
Verhältnis war davon gekennzeichnet, dass der/die Sklav:in das Eigentum
des Besitzers ist. So elendig dieses Schicksal ist, bringt es jedoch auch einige
Unterschiede zum Proletariat mit sich. Der/die Sklav:in gilt für eine Sache,
nicht  als  Mitglied  der  Gesellschaft.  Dadurch,  dass  er/sie  „Sache“  des
Besitzers ist, ist seine Existenz gesichert.

Der/die Proletarier:in hingegen tritt als „freies“ Mitglied der bürgerlichen
Gesellschaft auf und muss seine/ihre Arbeitskraft  eigenständig verkaufen,
wenn  er/sie  überleben  möchte.  Seine/Ihre  Existenz  ist  also  im  direkten

http://www.mlwerke.de/me/me04/me04_361.htm


Vergleich ungesicherter. Ähnliches gilt für die Leibeigenen, die im Mittelalter
arbeitende  Klasse,  gegenüber  dem  grundbesitzenden  Adel.  Leibeigene
erhielten  Inventar  und  ein  Stück  Boden  gegen  Abgabe  eines  Teils  des
Ertrages oder Leistung von Fronarbeit oder beides. Der/Die Proletarier:in
arbeitet  mit  Produktionsinstrumenten  eines/r  anderen  für  dessen/deren
Rechnung  gegen  Empfang  eines  Teils  des  Ertrages  (Lohn).  Der/Die
Leibeigene gibt ab, dem/r Proletarier:in wird abgegeben. Erstere/r führt eine
gesicherte Existenz, letztere/r nicht. Der/Die Leibeigene steht außerhalb der
Konkurrenz, der/die Proletarier:in in ihr.

Zentral  ist  jedoch  die  Frage  nach  der  Aufhebung  der  Konkurrenz
untereinander. Sklav:innen und Leibeigene waren größtenteils frei davon. Ihr
Weg,  um  ihrer  Ausbeutung  ein  Ende  zu  bereiten,  bestand  darin,
beispielsweise in die Städte zu fliehen und dort Handwerker:in zu werden
oder statt Arbeit und Produkten Geld an den Gutsherrn zu entrichten und
freie/r Pächter:in zu werden. Alternativ hätten Hörige/Leibeigene auch den
Feudalherrn verjagen und selbst Eigentümer:in werden können. Auf die oder
andere Weise treten sie somit in die besitzende Klasse und in die Konkurrenz
ein.  Das Proletariat  hingegen befreit  sich,  indem es die Konkurrenz,  das
Privateigentum  und  alle  Klassenunterschiede  aufhebt.  Das  ist  keine
belanglose  Kleinigkeit,  sondern  zeigt  auf,  dass  die  vorangegangenen
arbeitenden Klassen über die Möglichkeit zum Aus- und Aufstieg verfügten –
aber  nicht  über  Interesse  und  materielle  Grundlage,  das  System  der
Ausbeutung  insgesamt  abzuschaffen.

c) Der Kapitalismus wäre aufzuhalten gewesen
So  legt  der  Kapitalismus  als  Gesellschaftsform  ironischer  Weise  die
Grundlage zur  Befreiung der  (lohn)arbeitenden Klasse und aller  anderen
Werktätigen selbst – etwas, das vorher nicht möglich gewesen ist. Das sind
nur  ein  paar  Gründe,  warum  Federicis  These,  dass  der  Kapitalismus
eigentlich für  eine Weiterentwicklung nicht  notwendig sei,  fehlerhaft  ist.
Deutlicher wird es aber erneut, wenn wir ihre Ansicht überprüfen, dass diese
Entwicklung gar hätte verändert werden können.

Für sie war die Feudalwirtschaft zwar zum Untergang verurteilt,  aber es



hätte sich ebenso gut keine kapitalistische Gesellschaft aus ihr „entwickeln“
müssen. So schreibt sie: „Die Entwicklung des Kapitalismus war nicht die
einzige mögliche Reaktion auf die Krise der Feudalmacht. In ganz Europa
hatten riesige kommunistische Sozialbewegungen das Versprechen in einer
neuen,  egalitären,  auf  sozialer  Gleichheit  und  Kooperation  beruhen
Gesellschaft geboten.“ (S. 80) Sie bezieht sich dabei unter anderem auf den
deutschen Bauernkrieg.

Der Widerstand der Bauern/Bäuerinnen scheiterte ihrer Auffassung nach am
Bündnis  zwischen  Bürger:innentum  und  Adel.  Engels  hingegen  führt  in
seinem Werk „Der deutsche Bauernkrieg“ (MEW 7, Berlin/Ost 1964, S. 327 –
413) aus, dass dies nicht der einzige Grund war. Die lokale Zersplitterung
erschwerte jede gemeinsame Übereinkunft. Auch die unterschiedliche Stärke
der Ausbeutung aufgrund der unterschiedlichen Vorgehensweise der Herren
verkomplizierte dauerhafte, gemeinsame Aktionen. Eine weitere Schwäche
war die Entwöhnung vom Gebrauch der Waffen in vielen Gegenden. Vor
allem waren, laut Engels, die Bauern/Bäuerinnen allein nicht imstande, eine
Revolution zu machen, solange ihnen die organisierte Macht der Fürsten, des
Adels und der Städte verbünde und geschlossen entgegenstand. Nur durch
eine Allianz mit anderen Ständen konnten sie eine Siegchance bekommen.
Aber wie sollten sie sich mit anderen Ständen verbinden, da sie von allen
gleichmäßig ausgebeutet wurden?

Federici  hingegen  beschäftigt  sich  nicht  wirklich  im  Detail  mit  dem
deutschen  Bauernkrieg.  Vielmehr  wirft  sie  unterschiedliche  Proteste
zusammen und führt Verallgemeinerungen an wie „Wann immer die Bauern
rebellierten, standen ihnen die Handwerkerinnen und Tagelöhner zur Seite,
und die wachsende Masse der städtischen Armen ebenso.“ (Seite 56) Es mag
stimmen, dass die passiert ist – jedoch bildet es nicht die ganze Realität ab.
Ebenso  stimmt es,  dass  immer  wieder  fortschrittliche  Fraktionen in  den
Bauern-/Bäuerinnenkriegen existierten, die Freiheit und gleiche Behandlung
für alle Menschen forderten.

Engels bezieht sich beispielsweise positiv auf Thomas Münzer. An ihm zeigt
sich  aber  gerade  das  Dilemma  eines  der  fortschrittlichsten  und
hervorragenden Anführer des Aufstandes, der selbst aus dem entstehenden



Bürger:innentum  stammte  und  sich  auf  den  radikaleren  Flügel  des
städtischen  Kleinbürger:innentums,  die  plebejischen  Schichten  und  die
Bauern-/Bäuerinnenschaft stützte. Wie Engels zeigt, enthielt das Programm
von Münzer Elemente, die nicht nur den unmittelbaren Interessen seiner
Basis entsprechen, sondern viele darüber hinausgehende radikale, egalitäre
Zielsetzungen.

Sein Problem bestand jedoch gerade darin, dass er seiner Zeit voraus war,
die Vision einer Gesellschaft predigte, deren materielle Bedingungen noch
nicht existierten. Nach der kurzzeitigen Machtergreifung in Süddeutschland
(Mühlhausen)  stieß  er  selbst  an  die  Grenzen  der  Unreife  der
gesellschaftlichen Verhältnisse:  „Es  ist  das  Schlimmste,  was  dem Führer
einer extremen Partei widerfahren kann, wenn er gezwungen wird, in einer
Epoche die Regierung zu übernehmen, wo die Bewegung noch nicht reif ist
für die Herrschaft der Klasse, die er vertritt, und für die Durchführung der
Maßregeln, die die Herrschaft dieser Klasse erfordert.“ (Engels, a. a. O., S.
400; http://www.mlwerke.de/me/me07/me07_400.htm)

Münzer musste zu unhaltbaren Kompromissen und Zugeständnissen Zuflucht
nehmen. Seine Herrschaft war notwendig von kurzer Dauer, weil seine Basis
selbst, wenn auch auf widersprüchliche Weise, dem Privateigentum verhaftet
war und es allenfalls erste Ansätze einer proletarischen Klasse gab. Engels
zeigt  darüber  hinaus,  dass  die  Bauern-/Bäuerinnenschaft  zwar  enorme
Kampfkraft und Mut entfalten kann, jedoch aufgrund ihrer widersprüchlichen
gesellschaftlichen Stellung nicht nur Allianzen mit anderen Klassen braucht,
sondern  der  politischen  Führung  durch  eine  der  Hauptklassen  der
Gesellschaft  bedarf.

Es ist daher historisch und theoretisch falsch, die Geschichte so darzustellen,
dass alle Aufständischen eine einheitliche Position bezogen und die Bauern-
/Bäuerinnenschaft  selbst  eine  konsistente,  revolutionäre  Ideologie  und
Führung  hervorgebracht  hätte.  Im  Gegenteil,  wie  Engels  und  andere
Marxist:innen gerade anhand einer Analyse der verschiedenen Klassen in den
Bauernkriegen zeigen, war sie aufgrund ihrer gesellschaftlichen Stellung,
ihrer Klassenlage dazu nicht fähig.

http://www.mlwerke.de/me/me07/me07_400.htm)


Engels  bekräftigt  dies  noch einmal  im Vorwort  zum Bauernkrieg,  wo er
erstens  zeigt,  dass  „die“  Bauern-/Bäuerinnenschaft  überhaupt  keine
einheitliche  Klasse  bildet.  Ihre  oberen  Schichten  zählt  er  zur  ländlichen
Bourgeoisie. Die ökonomische Unabhängigkeit ist für die unteren Schichten
zwar  schon  im  späten  19.  Jahrhundert  eine  Fiktion.  Umso  hartnäckiger
hängen sie an ihrem Kleineigentum an Produktionsmitteln. Diese Stellung
macht sie zwar zu möglichen Bundesgenoss:innen der Arbeiter:innenklasse,
aber zugleich auch unfähig, selbstständig eine konsequent antikapitalistische
Position zu entwickeln. (Vorbemerkung [zum Zweiten Abdruck (1870) „Der
deutsche  Bauernkrieg“];  in:  MEW  16,  Berlin/Ost  1962,  S.  399;
http://www.mlwerke.de/me/me16/me16_393.htm)

Eine  solche  materialistische  Charakterisierung  und  damit  ihres
Verständnisses von Arbeiter:innenklasse findet  sich bei  Federici  nicht,  ja
kann  sich  nicht  f inden.  Für  sie  gehören  Bauern/Bäuerinnen,
Lohnarbeiter:innen und die Masse der Frauen nämlich alle einer Klasse an.

Die Rolle der Hexenverbrennungen
Dies gilt auch für eine ihrer Hauptthesen, dass die Hexenverbrennung eine
zentrale Rolle im Rahmen der ursprünglichen Akkumulation gespielt hat. Sie
gilt ihr dabei als ein Mittel zur Disziplinierung des weiblichen Körpers und
wäre in Europa im Interesse des Staates zu dem Zweck durchsetzt worden,
um die Geburtenrate zu steigern, die Lohnkosten zu senken und die Rolle der
Frau als Mutter zu verfestigen.

Historisch  betrachtet  ist  diese  Konstruktion,  wie  unter  anderem  der
Historiker  und  Marxist  Fabian  Lehr  in  seinem YouTube-Video  bezüglich
Caliban und die Hexe zeigt, überaus fragwürdig. Wir wollen dabei auf einige
Punkte verweisen.  Er führt  zuerst  aus,  dass es  erstmal  Probleme in der
zeitlichen Darstellung gibt. Federici erklärt den Drang zur Steigerung der
Geburtenraten damit, dass es im 16. und 17. Jahrhundert einen bedenklichen
Bevölkerungsrückgang  gegeben  hätte.  Die  Hexenverfolgungen  beginnen
jedoch  im  15.  Jahrhundert  und  erreichen  in  der  ersten  Hälfte  des  16.
Jahrhunderts erhebliche Ausmaße. In dieser Zeit hat es jedoch im Großteil
Europas eher das Problem eines zu großen Bevölkerungswachstums gegeben

http://www.mlwerke.de/me/me16/me16_393.htm


mit der Folge einer starken Zunahme an Land- und Besitzlosen.

Diese  mussten  umherziehen,  wirkten  aber  im  frühneuzeitlichen  Europa
destabilisierend. So beginnen dann ab dem späten 15. Jahrhundert massive
Einschüchterungen  und  disziplinarische  Maßnahmen,  um  das  Problem
einzudämmen. Dies führt sie zwar an, erkennt aber nicht, dass dies ihrer
These widerspricht, da zu Beginn der Hexenverfolgung gar kein Interesse
der  europäischen  Staaten  an  der  Erhöhung  der  Geburtenrate  bestand.
Vielmehr wurde versucht, die kaum zu unterhaltenden Unterschichten in die
neuen Kolonien auszulagern.

Darüber  hinaus  führt  er  an,  dass  die  Hexenverbrennungen  gar  nicht
flächendeckend  innerhalb  Europas  und  eher  in  zeitlich  verschiedenen
Episoden stattfanden. So sollen oftmals innerhalb einer Region nur einige
Monate bis wenige Jahre große Hexenverfolgungen stattgefunden haben mit
längeren  Pausen,  bis  eine  neue  Prozesswelle  startete.  Somit  waren  sie
nirgends eine dauerhafte, gleichmäßig intensive Erscheinung, sondern traten
eher  in  wiederholten  Schüben  auf  –  mit  einer  Opferzahl  von  einigen
Zehntausenden  und  nicht  mit  mehr,  wie  Federici  andeutet.  Größere
Hexenverfolgungen gab es nur in einigen Regionen.  Spielten sie eine so
zentrale  Rolle,  müsste  es  also  größere  ökonomische,  soziale  sowie
demographische  Unterschiede  zwischen  Regionen  mit  und  ohne
Hexenprozesse gegeben haben. Dies spart Federici aus, obwohl es, wie Lehr
festhält, die naheliegendste und empirische Prüfung auf ihre Theorie wäre.
Die  Hexenverbrennungen  somit  als  zentralen,  für  die  ursprüngliche
Akkumulation absolut notwendigen Schritt zu betrachten, macht nur wenig
Sinn, während die oben bereits aufgeführten Merkmale wie die Einhegung
von Land flächendeckend auftraten.

Auch Federicis Konstruktion, die Hexenverfolgung vor allem als Ausdruck
des Kampfes gegen die aufständische Bauern-/Bäuerinnenschaft und gegen
aufbegehrende plebejische Schichten zu betrachten, ist fragwürdig. Es ist
daher  auch  kein  Zufall,  dass  sie  Vorkommnisse  herunterspielt,  wo  die
Hexenverfolgung  –  durchaus  ähnlich  wie  Judenpogrome  –  Ausdruck
irrationaler, reaktionärer, von unteren Schichten des Klerus, des Adels oder
auch des Kleinbürger:innentums geschürter öffentlicher Exzesse waren. Eine



Analyse dieser irrationalistischen, reaktionären Entwicklungen fehlt bei ihr
weitgehend.

Trotzdem  wollen  wir  Federicis  These  bezüglich  der  Disziplinierung  des
weiblichen Körpers damit noch nicht völlig verwerfen, sondern im Folgenden
näher betrachten.

Die Disziplinierung des weiblichen Körpers
Diese  sei  zentral  für  die  Entwicklung  der  ursprünglichen  Akkumulation
gewesen.  Wie wir  bereits  festgehalten haben,  hat  die  Hexenverbrennung
damit jedoch wenig zu tun. Das ist aber nicht der einzige Mechanismus, auf
den Federici sich stützt. Festzuhalten ist vor allem, dass für sie der weibliche
Körper selber zum Produktionsmittel wird. Damit greift sie, wie sie in ihrem
Vorwort  schreibt,  auch die Idee von Mariarosa Dalla  Costa sowie Selma
James auf. „Gegen die marxistische Orthodoxie, die die ‚Unterdrückung’ der
Frauen und ihre  Unterordnung unter  die  Männer als  Residuum feudaler
Verhältnisse  erklärte,  vertraten  Dalla  Costa  und  James  die  Position,  die
Ausbeutung  der  Frauen  habe  im  Prozess  kapitalistischer  Akkumulation
insofern eine zentrale  Rolle  gespielt,  als  Frauen die  Produzentinnen und
Reproduzentinnen der grundlegenden kapitalistischen Ware gewesen sind:
der Arbeitskraft.“ (S. 8)

Dass die spezifische Form, die die Frauenunterdrückung im Kapitalismus
annimmt, bloß ein Rückstand feudaler Verhältnisse sei, ist ein theoretischer
Pappkamerad, der „der marxistischen Orthodoxie“ in die Schuhe geschoben
wird. Sowohl Engels’ Arbeiten (beispielsweise „Der Ursprung der Familie …
“),  vor allem aber die Anknüpfungspunkte,  die Marx im Kapital  für  eine
werttheoretische  Analyse  der  Reproduktionsarbeit  liefert,  belegen  das
Gegenteil.Sie zeigen deutlich auf, dass die geschlechtliche Arbeitsteilung und
der  Ursprung  der  Frauenunterdrückung  deutlich  früher  beginnen  –  mit
Anfang der Entstehung der ersten Klassengesellschaften. In etlichen Teilen
mag  eine  umfassende,  zusammenhängende  Darstellung  ausstehen.
Andererseits  haben  beispielsweise  Autorinnen  wie  Lise  Vogel  wertvolle
Arbeit  zu einer solchen geliefert.  Sie kommen allerdings zu grundlegend
anderen  Schlussfolgerungen  als  Federici  (siehe:  Aventina  Holzer,  Social



Reproduction Theory: moderner Marxismus oder feministische Sackgasse?
In: REVOLUTIONÄRER MARXISMUS 53, Berlin 2020, S. 295 – 308).

Körper als Produktionsmittel?
Wesentlich ist jedoch, dass für Federici vor allem der weibliche Körper ein
Produktionsmittel  geworden  sei.  Um  dies  zu  zeigen,  knüpft  sie  an
verschiedenen Autor:innen an, die darauf verwiesen, dass die bürgerliche
Gesellschaft eine vollkommen neue Art von Individuum hervorbringt. Max
Weber  zufolge  bilde  die  Neugestaltung  des  Körpers  den  Kern  der
kapitalistischen Ethik, weil der Kapitalismus den Erwerb zum Selbstzweck
mache,  anstatt  ihn  als  Mittel  zur  Bedürfnisbefriedigung  zu  behandeln.
Daraus folgt, dass die protestantische, kapitalistische Ethik, die Entsagung
des spontanen Lebensgenusses zur moralischen Handlungsmaxime werden
muss.

Federici verweist hier auch zu Recht darauf, dass mit der kapitalistischen
Produktionsweise die Selbstentfremdung der Lohnabhängigen auf die Spitze
getrieben  wird:  „So  wird  der  Arbeitsprozess  zum  Terrain  der
Selbstentfremdung. (  … )  Auch das bewirkt  eine gewisse Loslösung vom
eigenen Körper, der verdinglicht und auf einen Gegenstand reduziert wird,
mit dem sich die Person nicht mehr unmittelbar identifiziert.“ (S. 170)

Diese  Selbstentfremdung  kennzeichnet  den  kapitalistischen  Arbeits-  und
Verwertungsprozess und wird im Fabriksystem systematisch angewandt, wie
Marx  im  „Kapital“  zeigt.  Die  Arbeitenden  werden  Anhängsel  des
Maschinensystems, dem Kapital nicht nur formell, sondern reell subsumiert.

Diese  sich  verändernde  Produktionsweise  brachte  auch  eine  andere
Organisation der Reproduktion mit sich, auf die wir weiter unten noch näher
eingehen werden. Natürlich erfolgte auch dies wie die Durchsetzung des
Kapitalismus selbst alles andere als gewaltfrei. So weit ist Federici sicher
zuzustimmen.

Schließlich prägt der entfremdete Arbeitsprozess nicht nur den betrieblichen
Alltag,  sondern  auch  die  Verhältnisse  außerhalb  desselben  sowie  die



Denkweisen und Ideologien der Gesellschaftsmitglieder.  Der zugerichtete,
zerstückelte,  auf  einige  Handgriffe  oder  Prozesse  reduzierte,  dem
Verwertungsprozess untergeordnete erscheint als der „natürliche Mensch“.
Auch die Körperideale von Frauen werden darauf reduziert. Allerdings ist der
Körper  im  kapitalistischen  Arbeits-  und  Verwertungsprozess  selbst  kein
Produktionsmittel, sondern Träger des menschlichen Arbeitsvermögens. Als
solcher ist er für den Produktionsprozesse unerlässlich, schafft er Mehrwert
fürs Kapital.

Damit diese Prozesse verstetigt werden können, muss dieser Körper, muss
das  menschliche  Arbeitsvermögen  beständig  außerhalb  der
Produktionssphäre reproduziert  werden.  Dies  geschieht  im proletarischen
Haushalt,  welche  Form  dieser  auch  immer  annehmen  mag  (Familie,
alleinstehend … ).  In  diesem muss  darüber  hinaus  nicht  nur  die  eigene
Arbeitskraft,  sondern auch die nächste Generation der Klasse aufgezogen
und reproduziert werden.

Der  Wert  der  Arbeitskraft  umfasst  daher  die  Reproduktionskosten  der
gesamten Klasse – wobei die einzelnen Kapitale diese ständig versuchen,
unter ihren Wert zu drücken.

Die geschlechtsspezifische Arbeitsteilung innerhalb der Arbeiter:innenklasse,
die im Grunde von vorhergehenden Gesellschaften übernommen wurde, führt
dazu, dass im „klassischen“ Familienmodell der Mann als Hauptverdiener,
die  Frau  als  Hausfrau  gilt  (auch  wenn  selbst  dieses  Modell  historisch
gesehen der herrschenden Klasse abgerungen werden musste).

Entscheidend für uns ist aber Folgendes. Auch in der privaten Haus- und bei
der  Care-Arbeit  fungiert  der  weibliche  Körper  in  der  Regel  nicht  als
Arbeitsmittel. Auch dort ist er vor allem Träger des Arbeitsvermögens. D. h.
die arbeitende Person kocht, putzt, betreut Kinder oder Alte. Sie verändert
wie jede Arbeit einen Gegenstand. Die einzige wichtige Ausnahme stellt hier
die Geburt von Kindern dar. Hier ist der weibliche Körper als solcher selbst
für die Reproduktion der Gattung unerlässlich.

Zweifellos bildet dieser reale Unterschied der Geschlechter eine wichtige



Grundlage für die Ideologisierung, Rechtfertigung und Reproduktion einer
reaktionären,  geschlechtsspezifischen  Arbeitsteilung  und  ebensolcher
Geschlechterrollen.  Dass  die  Arbeit  der  Frau  im Haushalt  als  gleichsam
natürliche „Körpertätigkeit“ erscheint, ist jedoch selbst eine Ideologisierung,
der  Federici  aufsitzt.  Ein  entscheidender  Fehler  ihrer  gesamten  Analyse
besteht darin, dass sie im Grunde jegliche Tätigkeit im Haus als analoge
Form zur Geburt betrachtet.

Dies  geht  in  Caliban  und  die  Hexe  auch  mit  einer  Romantisierung
vorindustrieller,  vorkapitalistischer  Familienformen  einher.  Deutlich  wird
dies, wenn sie über die Allmende schreibt: „Darüber hinaus war die Arbeit
auf den Höfen der Leibeigenen an der Subsistenz ausgerichtet, so dass die
geschlechtliche  Arbeitsteilung  dort  weniger  ausgeprägt  und  weniger
diskriminierend war als auf den kapitalistischen Höfen“ (S. 34), und folgt mit:
„Wenn  wir  darüber  hinaus  auch  zur  Kenntnis  nehmen,  dass  kollektive
Beziehungen  in  der  mittelalterlichen  Gesellschaft  gegenüber
Familienbeziehungen  vorrangig  waren  und  dass  die  von  den  weiblichen
Leibeigenen  übernommenen  Aufgaben  (Waschen,  Spinnen,  Ernten,  das
Hüten der Tiere auf der Allmende) gemeinsam mit anderen Frauen erledigt
wurden,  dann erkennen wir,  dass  die  geschlechtliche Arbeitsteilung weit
davon entfernt war, die Frauen zu isolieren. Sie war ihnen vielmehr eine
Quelle  von  Macht  und  Schutz.  Die  geschlechtliche  Arbeitsteilung  war
Grundlage einer ausgeprägten weiblichen Gesellschaft und Solidarität, die es
den  Frauen  erlaubte,  sich  gegen  die  Männer  zu  behaupten,  obwohl  die
Kirche die Unterordnung der Frauen predigte und das Kirchenrecht es dem
Mann erlaubte, seine Frau zu schlagen.“ (S. 35)

Das Problem besteht in der Bewertung der geschlechtlichen Arbeitsteilung.
Es wird ein einfacher Gegensatz konstruiert, der isoliert betrachtet sinnvoll
erscheinen mag, aber weder mit den historischen Tatsachen übereinstimmt
noch etwas über den Gesamtverlauf  der Geschichte aussagt.  Gleichzeitig
wird die geschlechtliche Arbeitsteilung in ihrer Bedeutung für die weibliche
Unterdrückung eigentlich relativiert. Der Ausschluss der Frauen aus Teilen
der Produktion ist in keiner Epoche der Menschheitsgeschichte als etwas
Positives zu bewerten, als „Quelle von Macht und Schutz“. Denn es ist eben



jene Arbeitsteilung, die Frauen an der Selbstständigkeit hindert.

Sie  prägt  viel  mehr  den  Kern  der  Frauenunterdrückung  als  die  bloße
Fähigkeit, Kinder zu gebären. Vielmehr scheint es in ihrer Erzählung so, dass
die  geschlechtliche  Arbeitsteilung  erst  im  Rahmen  der  ursprünglichen
Akkumulation zum wirklich großen Problem für Frauen wurde und vorher
eigentlich eine recht positive Lage existierte, da es keine klare Trennung
zwischen Produktion und Reproduktion gab.

Mit Beginn des Kapitalismus und der Entstehung des Proletariats hörte der
Haushalt  auf,  die  grundlegende  Produktionseinheit  zu  sein.  Statt  in  der
Familie  selber  zu  produzieren,  musste  die  eigene  Arbeitskraft  an
Kapitalist:Innen  für  einen  bestimmten  Zeitraum  vermietet  werden.  Die
Einbeziehung  der  Frauen  in  die  Lohnarbeit  stellt  zwar  einen  wichtigen
Fortschritt dar, aber einen, der im Rahmen des Kapitalismus immer mit einer
doppelten Last – Ausbeutung in der Lohnarbeit und ihrer unentgeltlichen
Plackerei im Haushalt – einhergeht. Daher stellt auch die Vergesellschaftung
der Hausarbeit eine zentrale Forderung im Kampf gegen ihre Unterdrückung
dar, der untrennbar mit dem gegen den Kapitalismus verbunden ist.

Federici hingegen vertritt eine andere Perspektive. Statt Vergesellschaftung
geht es um eine Rückkehr zu einer längst überholten Form, der Allmende.
Dem entspricht, dass die Frauenunterdrückung letztlich nicht als mit der
Klassenherrschaft  verwobene Form begriffen wird,  sondern eigentlich als
neben der kapitalistischen Lohnarbeit existierendes Ausbeutungsverhältnis.

Federici  vertritt  bei  allen  Verdiensten  wie  der  Hervorhebung  der
vergangenen Kämpfe von Frauen, sowie der Zurichtungen und Zumutungen
von ihnen und Unterdrückten objektiv eine reaktionäre Vorstellung von der
Lösung dieser  Probleme.  Sie  hängt  der  Utopie  an,  dass  Häretiker:innen,
Kleineigentümer:innen  an  den  Produktionsmitteln,  Bauern-
/Bäuerinnengemeinden  eine  befreite  Gesellschaft  und  fortschrittliche
Alternative zum Kapitalismus nicht nur in der Vergangenheit hätten schaffen
können,  sondern  die  Rückkehr  zu  einer  „modernisierten“  Variante  der
Allmende, die Commons, die Lösung der großen gesellschaftlichen Probleme
und Überwindung der Klassen- wie Frauenunterdrückung leisten könne. Dies



ist  eine Utopie.  Auch wenn Federici  immer wieder den Frauenkampf als
Klassenkampf und die  Frauen als  Proletarierinnen darstellt,  so  kann das
nicht  darüber  hinwegtäuschen,  dass  bei  ihr  die  Arbeiter:innen  in  einer
Allianz  mit  den  kleinbürgerlichen  Klassen  untergehen,  das  historisch
Spezifische des proletarischen Befreiungskampfes letztlich verlorengeht. Ihre
historische Analyse stellt daher letztlich keine Erweiterung oder Korrektur,
sondern eine kleinbürgerlich-populistische Abkehr vom Marxismus dar.

Abtreibung international
Leila Cheng (REVOLUTION und Gruppe ArbeiterInnenmacht, Deutschland)

Zurzeit  werden Abtreibungsrechte auf  der  ganzen Welt  von rechten und
fundamentalistischen  Bewegungen  und  Regierungen  angegriffen  und
zurückgenommen.  Nur  an  wenigen  Stellen  konnten  Frauen  und  linke
Bewegungen  Verbesserungen  erkämpfen.  Wir  haben  einige  Beispiele
gesammelt,  und  möchten  sie  mit  euch  teilen.

USA
Seit  Dezember  2021  hat  Mississippi  Abtreibungen  nach  der  15.  Woche
verboten  und  damit  ein  wichtiges  US-Grundsatzurteil  (was  Abtreibung
erlaubt)  infrage  gestellt.  Im  ganzen  US-Staat  gibt  es  noch  eine
Abtreibungsklinik. Nun beschäftigt sich der Oberste Bundesgerichtshof mit
dem neuen Gesetz. Seit 1973 gilt bundesweit das Urteil: Abtreibungen sind
erlaubt,  bis  der  Fötus  lebensfähig  ist,  also  zwischen  der  24.  und  28.
Schwangerschaftswoche. Das neue Urteil des Gerichtshofes soll im Juni 2022
verkündet  werden.  Sollte  das  Gesetz  tatsächlich  gekippt  werden,  wollen
einige Bundesstaaten Abtreibung ganz verbieten.

Rechte Antiabtreibungsbewegungen nehmen in den letzten Jahren in den
USA vor allem in den Staaten des mittleren Westens stark zu. Sie sind Teil

https://onesolutionrevolution.de/abtreibung-international/


der rechten Mobilisierungen, die sich oft politisch nah bei Trump verorten
und  predigen  konservative  Frauenbilder.  Oft  haben  die  sogenannten
Evangelikalen hierbei  ihre Finger im Spiel  (diese sind auch meist  in die
Politik dieser Bundesstaaten verstrickt).

Polen
In  Polen  starb  im  Januar  2022  eine  Schwangere  an  einer  Sepsis.  Die
Ärzt_Innen  in  3  Kliniken  trauten  sich  aufgrund  des  strengen
Abtreibungsgesetzes  nicht,  einen Abbruch vorzunehmen (denn sie  hätten
dafür ins Gefängnis kommen können). Solche Sepsen können sich entwickeln,
wenn ein schwerkrankes Kind im Mutterleib abstirbt und dann nicht bzw. zu
spät entfernt wird.

Vor  einem  Jahr  war  nach  einem  Urteil  des  Verfassungsgerichts  ein
verschärftes Abtreibungsrecht in Kraft getreten. Seitdem dürfen Frauen auch
dann  keinen  Abort  vornehmen  lassen,  wenn  es  sich  um  einen  schwer
fehlgebildeten oder nicht  überlebensfähigen Fötus handelt.  Das heißt,  es
müssen todkranke Kinder zur Welt gebracht werden auch gegen den Willen
von  Mutter  und  Ärzt_Innen.  Das  geht  nicht  nur  krass  gegen  das
Selbstbestimmungsrecht von Frauen über ihren eigenen Körper, sondern ist
für sie auch lebensgefährlich.

Es  gab  letztes  Jahr  eine  starke  Bewegung  u.  a.  von  vielen  Frauen,
Arbeiter_Innen gegen das neue Gesetz, die tausende auf die Straße bringen
und sogar Streiks anleiern konnte. Das Gesetz kam jedoch trotzdem durch.
Hier spielen vor allem die katholische Kirche mit  ihrer Verstrickung zur
Regierung eine Rolle sowie auch die neue rechte Bewegung in Polen mitsamt
der regierenden konservativen PiS-Partei.

Argentinien
In Argentinien sind Eingriffe sind bis zur 14. Woche erlaubt, kostenlos im
öffentlichen Gesundheitswesen, länger bei Vergewaltigungen oder Gefahr für
die Gesundheit der Mutter. 30 Jahre hat Argentiniens Frauenbewegung dafür
gekämpft. Eine ähnliche Initiative war noch 2018 am konservativen Senat



gescheitert.  2020  wurde  das  Gesetz  von  Präsident  Alberto  Fernandez
persönlich  eingebracht.  Seit  Dezember  2020  gilt  die  neu  erkämpfte
Regelung. In Argentinien gab es wirklich eine starke Frauenbewegung, die
dieses noch unzureichende, aber dennoch schon mal fortschrittliche Gesetz
durchboxen konnte,  indem Jahr für Jahr tausende Frauen auf die Straße
gingen.

Doch  weiterhin  kämpft  der  konservative  Norden  mit  Einfluss  der
evangelikalen  und  katholischen  Kirche  dagegen.

Deutschland
In Deutschland gibt es den Paragraf 219a, der oft als ein Werbeverbot für
Schwangerschaftsabbrüche dargestellt wird. Er verbietet Ärzt_Innen jegliche
Information darüber, ob sie Schwangerschaftsabbrüche vornehmen und wie.
Dieser  Paragraf  stammt  sogar  noch  aus  der  Nazizeit.  Weiterhin  sind
Abtreibungen in Deutschland eigentlich verboten, werden allerdings bis zu
12.  Woche gemäß aktuellem Abtreibungsgesetz  unter  u.  a.  Bedingungen
nicht unter Strafe gestellt. In Ausnahmefällen (wie schweren Fehlbildungen
des Kindes) können diese bis zur 24. Woche gelten. Außerdem sagt Paragraf
218: Wer eine Schwangerschaft abbricht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei
Jahren  oder  mit  Geldstrafe  bestraft.  Um nicht  kriminalisiert  zu  werden,
müssen die Abtreibenden zu einer Pflichtberatung. Die staatlich anerkannten
Beratungsstellen  werden  dazu  angehalten,  den  Schutz  des  ungeborenen
Lebens  in  den  Vordergrund  zu  rücken.  Also  sollen  sie  nicht  sachlich
informieren, sondern die Frauen vom Gegenteil überzeugen und unter Druck
setzen.

Jetzt will  die Ampelregierung zumindest den Paragrafen 219a abschaffen,
was  schon  mal  ein  großer  Fortschritt  ist.  Aber  warum schweigt  sie  zu
P a r a g r a f  2 0 1 8  u n d  d e r  d o r t i g e n  T a b u i s i e r u n g  v o n
Schwangerschaftsabbrüchen? Auch in Deutschland gibt es seit Jahren von
erzkonservativen  Katholiken  und  Rechten  den  sogenannten  Marsch  fürs
Leben. Dagegen gibt es auch immer wieder linke Gegenproteste.



Fazit
Was  können  wir  daraus  schließen?  Was  alle  Länder  vereint,  ist  das
Abtreibungsrechte  immer  wieder  von  rechten  und  konservativen
Regierungen,  Parteien  oder  der  Kirche  angegriffen  oder  zumindest
stigmatisiert werden. Überall versucht man abtreibenden Frauen Steine in
den Weg zu legen, je nach Land mal mehr und mal weniger. Gerade jetzt in
Zeiten der Krise des Kapitalismus nutzen die erstarkenden Rechten Ängste
um  sich  zu  mobilisieren.  Aufgrund  dieser  massiven  Angriffe  auf
Abtreibungsrechte, die gerade auf der ganzen Welt stattfinden, haben wir
einige Forderungen aufgestellt, die es zu erkämpfen gilt.

Weitere Forderungen (siehe dazu auch den Artikel  zur Ampelkoalition in
dieser Ausgabe):

Vollständige Übernahme aller Kosten für Verhütungsmittel durch den
Staat bzw. die Krankenversicherung!
Ausbau  von  Kitas  und  Kinder-/Jugendbetreuungsangeboten,  um
Eltern zu entlasten!
Für  viel  mehr  finanzielle  und gesellschaftliche Unterstützung von
insbesondere (jungen) Frauen und Alleinerziehenden und dafür, dass
minderjährige Frauen mit einer Schwangerschaft nicht alle Chancen
auf eine gute Zukunft verlieren!
Langfristig daher: Für die Kollektivierung der Kindererziehung in der
Gesellschaft!
Schluss  mit  der  internationalen Stigmatisierung von abtreibenden
Frauen! Für die Aufhebung aller Verbote! Das Leben einer Frau muss
immer über dem eines ungeborenen Fötus stehen!



Situation von trans Personen an
Schulen
Die Schule ist ein Ort, an dem wir uns alle täglich aufhalten müssen. Für
manche trans Personen ist das jedoch Tag für Tag eine Qual. Stell dir vor, du
stehst vor den beiden Schultoiletten und blickst von der einen zur anderen!
Auf welche sollst du gehen? Was, wenn irgendwer kommt und Fragen stellt,
warum du  jetzt  genau  diese  Toilette  benutzt?  Ist  es  nicht  einfacher  zu
warten, bis du zu Hause bist? Tausende Gedanken, dabei geht’s nur darum,
wo  mensch  auf  Toilette  geht.  Doch  das  ist  nicht  alles:  Sportunterricht,
Klassenfahrten, der Biounterricht, selbst in Musik – überall kommt die starre
Einteilung in Mädchen und Jungen vor. Überall wirst du daran erinnert, dass
du anders bist als die anderen. Hinzu kommen veraltetes Lehrmaterial und
eben  Mitschüler_Innen  und  Lehrpersonal.  Klar  gibt  es  viele,  die  einen
unterstützen, sobald man sich geoutet hat.  Es gibt Lehrer_Innen, die die
Namen nicht verwechseln und Mitschüler_Innen, die das tun. Aber es gibt
eben auch die anderen, die Witze über einen machen, mobben und einem/r
nicht glauben wollen.

Ein paar Zahlen
Generell sind trans Personen häufiger von Arbeitslosigkeit, Armut, Gewalt
und  Ausgrenzung  betroffen.  Im  Alter  sind  z.  B.  bi-  und  homosexuelle
Menschen  häufiger  von  Armut  bedroht  als  Heterosexuelle.  So  liegt  bei
Männern  im  Alter  von  60  bis  90  Jahren  die  Armutsquote  bei  Bi  -und
Homosexuellen  um  sechs  Prozentpunkte  höher  als  bei  heterosexuellen
Männern (12 Prozent zu 6 Prozent). Als „Armutsgrenze“ gilt dabei 60 Prozent
des Nettoeinkommens. Bei Frauen in dieser Altersgruppe ist ebenfalls ein
Gefälle  zu  verzeichnen.  Frauen,  die  sich  als  homo-  oder  bisexuell
identifizieren,  haben  mit  rund  1750  Euro  durchschnittlich  10  Prozent
weniger  Einkommen  zur  Verfügung  als  Frauen  mit  heterosexueller
Orientierung  (rund  1950  Euro).

Die Zahlen stammen aus dem Deutschen Alterssurvey und sind nun in einer
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Antwort der Bundesregierung auf eine Anfrage der Grünen zur sozialen Lage
von  Lesben,  Schwulen,  Bisexuellen,  trans  und  intergeschlechtlichen
M e n s c h e n  i n  D e u t s c h l a n d  v e r ö f f e n t l i c h t  w o r d e n .
(https://www.tagesspiegel.de/gesellschaft/queerspiegel/gruene-kritisieren-tat
enlosigkeit-des-bundes-altersarmut-unter-queeren-menschen-deutlich-
groesser/27089984.html)

Und in der Schule? Positiv ist es, dass für die Änderung des Namens im
Klassenbuch  oder  in  Schulausweisen  keine  rechtlich  verbindliche
Vornamensänderung  erforderlich  ist.  Die  Berliner  Senatsverwaltung
empfiehlt sogar, dass man trans Personen mit dem selbstgewählten Namen
ansprechen sowie die gewünschten Personalpronomen verwenden sollte. Und
sonst? 2014 beteiligten sich über 5.000 Jugendliche an einer Umfrage des
Deutschen Jugendinstitutes, die sich an LGBTIA+-Jugendliche zwischen 14
und 27 Jahren richtete. Knapp die Hälfte der befragten jungen Trans gab an,
an Bildungs- und Arbeitsorten beschimpft, beleidigt oder lächerlich gemacht
worden zu sein. Etwa 10 % wurden körperlich angegriffen oder verprügelt.
Die Befragten gaben ferner an, dass nur etwa die Hälfte der Lehrer_Innen
offen  gezeigt  habe,  dass  Schimpfwörter  nicht  geduldet  werden.  Die
Befragten erzählten weiter, dass etwa die Hälfte der Lehrkräfte gelacht hat,
als Witze über LGBTIA+ gemacht wurden, oder sich direkt über Jugendliche,
die  sich  nicht  „typisch  weiblich/männlich“  verhielten,  lustig  machte.
(https://www.dji.de/fileadmin/user_upload/bibs2015/DJI_Broschuere_Coming
Out.pdf)

Was dagegen tun?
Uns aufs Leben vorzubereiten – im Kapitalismus. Deswegen werden in der
Schulstruktur und im Schulalltag auch Rassismus und Sexismus mehr oder
weniger bewusst reproduziert. Das macht den Kampf gegen Transphobie an
der  Schule  nicht  leicht,  aber  auch  nicht  unmöglich.  Konfrontiert  man
Lehrer_Innen oder Mitschüler_Innen mit ihren Äußerungen, wird man selten
ernst  genommen.  Außerdem ist  es  mehr als  anstrengend,  jeden Tag mit
Menschen zu verbringen, die die eigene Identität in Frage stellen. Je mehr
Ablehnung man erlebt,  umso mehr stellt  man auch sich selbst  in Frage.
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Deswegen ist’s leichter, sich der Diskriminierung zu stellen, wenn man nicht
alleine  ist.  Eine  gute  Möglichkeit  dazu  bietet  die  Gründung  eines
Schulkomitees.  Im Gegensatz  zur  institutionellen Schüler_Innenvertretung
können dort alle mitmachen, die möchten. Zudem sind wir in diesem Rahmen
nicht  vom  autoritären  Schulgesetz  abhängig  und  können  uns  deswegen
politisch positionieren. Im Rahmen eines solchen Komitees ist es dann auch
leichter, Aktionen zu starten: zum Beispiel Plakataktionen, wo Kommentare,
die  man  in  der  Schule  abbekommen  hat,  nochmal  aufgeschrieben  oder
Informationen  über  trans  Identitäten  sowie  Unterdrückung  aufgezeigt
werden. Auch ist es sinnvoll, Veranstaltungen zu organisieren, bei denen man
gemeinsam mit Mitschüler_Innen über aktuelle Themen diskutieren kann.
Beispielsweise über die Wurzeln des Christopher Street Day oder LGBTIA+-
Diskriminierung in anderen Ländern, da diese im Unterricht oftmals zu kurz
kommen oder erst gar nicht thematisiert werden. Ebenso kann man in so
einem Rahmen auch für konkrete Verbesserungen wie geschlechtsneutrale
Toiletten  und  Umkleiden,  eine  Antidiskriminierungsmeldestelle  oder  die
Mitbestimmung über die Rahmenlehrpläne eintreten. Gibt’s Stress oder geht
es darum, sich gegen diskriminierende Lehrer_Innen oder Schulstrukturen zu
wehren, ist es auch besser, gemeinsam aktiv zu sein: Ob offene Briefe an
Schüler_Innenvertretung  oder  Öffentl ichkeit ,  gemeinsame
Protestkundgebungen  oder  gar  Vollversammlungen  zu  dem  Thema  –
zusammen  organisiert’s  sich  leichter.

Das Problem an der Wurzel packen
rotzdem muss uns klar sein, dass Transphobie keine Frage der Bildung ist.
Man kann sie nicht wegerziehen. Es gibt nämlich auch Teile der Gesellschaft,
die  aktiv  von  dieser  Spaltung  profitieren.  Um  Transphobie  also  in  die
Geschichtsbücher zu verbannen, müssen wir sie an der Wurzel packen: dem
Kapitalismus. Der Ursprung der Diskriminierung von LGBTIA+ liegt nämlich
in  der  geschlechtlichen  Arbeitsteilung  der  bürgerlichen  Familie.  Diese
Familienkonstellation besteht aus einem Mann, der arbeiten geht und die
Familie ernährt, und eben aus einer Frau, die den Haushalt schmeißt und die
Kinder erzieht. Bestenfalls kann diese dann Teilzeit arbeiten und etwas dazu
verdienen. Klar, das erscheint jetzt erstmal nur als Klischee, es wird jedoch



durch  konservative  Politiker_Innen,  religiöse  Institutionen,  Medien  oder
Werbung  tagtäglich  reproduziert.

Dies geschieht nicht rein zufällig,  sondern ist  einfach eine Ideologie und
Praxis, die für den Kapitalismus besonders profitabel ist. So werden durch
das  Idealbild  der  Familie  die  Erbschaftsverhältnisse  der  Herrschenden
geregelt,  während  die  überwältigende  Reproduktionsarbeit  der
Arbeiter_Innenklasse  unentgeltlich  im Privaten  stattfindet.  Menschen,  die
nun nicht in dieses cis- und heteronormative Gesellschaftsbild hineinpassen,
sind der bürgerlichen Gesellschaft natürlich ein Dorn im Auge, denn mit ihrer
bloßen Existenz stellen sie eine Gesellschaftsordnung in Frage, in der es
„natürlich“ scheint, dass Männer In Fabrik oder Büro arbeiten und Frauen
die Hausarbeit verrichten.

Also  warten  wir  auf  das  Ende  der
Diskriminierung?
Natürlich nicht. Wir müssen im Hier und Jetzt für konkrete Verbesserungen
kämpfen  und  diese  mit  dem  Kampf  gegen  das  ausbeuterische  System
verbinden.  In  den letzten Jahren konnten schon einige Errungenschaften
erkämpft  werden,  auch ist  die gesellschaftliche Akzeptanz von trans und
inter Personen in den letzten Jahren leicht gestiegen. Allerdings ist diese
Entwicklung mit Vorsicht zu genießen. Zum einen sind noch längst nicht alle
Rechte erstritten worden, zum anderen ist auch ein Rollback in Bezug auf
Geschlechterrollen  zu  beobachten.  Der  politische  Rechtsruck,  der
international verbreitet ist und in Deutschland seinen Ausdruck im Erstarken
der  AfD  findet,  stellt  eine  große  Gefahr  für  die  Errungenschaften  der
LGBTIA+-Bewegung  dar.  Wir  wollen  gemeinsam  für  eine  Gesellschaft
eintreten,  in  der  alle  Menschen  ungeachtet  ihres  biologischen  oder
gesellschaftlichen  Geschlechts  gleichberechtigt  und  gefahrenfrei  leben
können.

Daher fordern wir:

Kampf  der  Diskriminierung  an  Schule,  Uni  und  im  Betrieb!
Aufhebung aller  diskriminierenden Gesetze  gegen  trans  Personen



und  LGBTIA+:  Für  breite  Aufklärungskampagnen  und
Selbstverteidigungskomitees der Unterdrückten in Verbindung mit
der Arbeiter_Innenbewegung!
Für das Recht  auf  gesonderte  Treffen in  den Organisationen der
Arbeiter_Innenbewegung,  um  den  Kampf  für  Gleichberechtigung
voranzutreiben  und  gegen  diskriminierendes  und  chauvinistisches
Verhalten vorzugehen!
Das Recht auf Selbstidentifizierung der Geschlechtsidentität, soweit
es  den  Staat  betrifft  (auf  Rechtsdokumenten,  bei  Zugang  zu
Gesundheitsversorgung  und  Versicherungsleistungen  usw.)!
Recht  auf  Nutzung  der  sanitären  Einrichtungen,  die  dem
angegebenen Geschlecht der Trans Persone entsprechen, sowie der
Einrichtung von geschlechtsneutralen sanitären Einrichtungen und
Umkleiden!
Kostenlose  gesundheit l iche  Beratung  und  operative,
geschlechtsangleichende Behandlung, wenn dies von der betroffenen
Person  gewünscht  wird,  auch  für  Jugendliche!  Für  das
Selbstbestimmungsrecht  über  den  eigenen  Körper!

Quellen:
https://www.lgbtmap.org/file/Advancing%20Acceptance%20Infographic%20F
INAL.pdf

„Neue  starke  Männer“  zum
Kampf  für  Chinas
Vormachtstellung in der Welt?
Resa Ludivien (Sympathisantin von REVOLUTION, Deutschland)

Schaut  man  chinesische  Serien,  so  finden  sich  immer  mehr  starke
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Frauenfiguren auf dem Bildschirm. Noch verwunderlicher ist es, dass, im
Vergleich zum westlichen Pendant ganz normale Dinge einen Platz in 45
Minuten bekommen. Wann hatte in einer deutschen Serie das letzte Mal eine
Frau ihre Tage, was nicht nur erwähnt wurde, um ihre schlechte Stimmung
zu erklären?

Fernab von Fiktion  ist  die  Entwicklung in  Festland-China  allerdings  seit
Jahren eine andere und sie spitzt sich zu. Militarisierung, Stärkung tradierter
Männlichkeitsideale  und  ein  neuer  Rechtfertigungszwang  für  diversere
Frauenbilder  bestimmen  den  Alltag.  Im  folgenden  Artikel  soll  diese
Entwicklung  beschrieben  und  analysiert  sowie  ein  Überblick  des
Frauenbildes  in  China  geliefert  werden.

Geschlechterverhältnisse in China: Long Story
Short
Im  konfuzianischen  Weltbild  gibt  es  nur  eine  Beziehung,  die  als  gleich
dargestellt wird: nämlich zwischen Freund_Innen, wobei hier in erster Linie
Männer  gemeint  sind.  Der  Ideologie  zufolge  sind  alle  dem  Staat
untergeordnet, Kinder den Eltern und Frauen den Männern. Dieses Weltbild
war jahrhundertelang prägend. Doch es hatte eine materielle Grundlage. Die
ökonomischen  Verhältnisse  in  China  unterschieden  sich  von  der
vorkapitalistischen Wirtschaft in Europa. Marx fasste diese unter asiatische
Produktionsweise (auch wenn sie auch in anderen Teilen der Welt vorkam)
zusammen.

In dieser erfüllte der Staat wesentliche, stark zentralisierte Funktionen zur
Sicherung der Gesamtreproduktion der Gesellschaft (Bewässerung, Handel,
Austausch  zwischen den  Agrargemeinden,  Militär).  Auf  dieser  Grundlage
konnten  nicht  nur  große  Agrarterritorien  regiert  werden,  wo  die
Dorfgemeinde (später tw. auch individuelle Bauern) noch Eigentümer von
Grund und Boden war/en, an den Staat ein Mehrprodukt in Form von Tribut
ablieferten.

Obwohl  es  immer  wieder  zu  Aufs tänden  kam,  d ie  sogar  zu
Herrschaftswechseln und Einsetzung einer neuen Herrschaftselite führten,



blieben die eigentlichen Produktionsverhältnisse am Land davon weitgehend
unberührt.

Eine starke Rolle in diesem Staat der herrschenden Klasse bildeten Beamte
(nur  Männer).  Diese  besaßen  nicht  nur  das  Macht-,  sondern  auch  das
Wissensmonopol. Die Rolle der Frau war demnach, bis auf den kaiserlichen
Hof, eher eine arbeitende.

Beschäftigt  man  sich  mit  den  Geschlechter-  und  Schönheitsidealen  des
vormodernen China, so ist davon auszugehen, dass vor allem die Verhältnisse
der  herrschenden  Klasse  bis  heute  überliefert  sind.  Über  die  normale
Bevölkerung wissen wir hingegen wenig, da sie in Abbildungen und Texten
weniger vorkommt und diese nicht selber hervorgebracht habt. Sie war zu
sehr mit Produzieren beschäftigt. Allerdings waren Schönheitsideale bereits
vor 1.000 Jahren nicht nur auf Frauen konzentriert. Immer wieder gab es
Zeiten, in denen Männer, die sich schminkten, ganz normal waren. Außerdem
darf man nicht vergessen, dass in den vormodernen Gesellschaftsstrukturen
Chinas  die  Geschlechterverhältnisse  keineswegs  deckungsgleich  mit
europäischen  waren.

Durch das Vordringen des Weltmarktes und damit verbundene Umwälzung
der  Klassenbeziehungen,  soziale  Bewegungen  und  nicht  zuletzt  die
maoistische Führung wurde dieses Weltbild v. a. im 20. Jahrhundert stark
aufgebrochen. So hinkte die Technik unter Mao Wirtschaftsplänen hinterher
und Frauen wurden als Arbeiter_Innen gebraucht. Dies spiegelte sich auch in
der Propaganda wider.  Gleichzeitig kann man nicht von einer gänzlichen
Gleichberechtigung von Frauen sprechen.  Denn dazu zählt  nicht  nur die
Gleichstellung  auf  rechtlicher  und  ökonomischer  Ebene,  sondern  auch
gesellschaftlich  und  somit  auch  die  Selbstbestimmung über  den  eigenen
Körper.  Die  Ein-Kind-Politik  und  auch  die  starke  Bevorzugung  von
männlichen Babys stehen im krassen Widerspruch zur Gleichberechtigung
und  Selbstbestimmung.  Jedoch  gab  es  nach  Maos  Tod  eine  Zeit  der
Entspannung in China. Doch diese war nicht nachhaltig. In der KP von heute
stehen vor  allem Männer in  den ersten Reihen.  Und spätestens mit  der
Übernahme durch Xi Jinping wurden die chinesische Politik und Gesellschaft
neustrukturiert.  Dazu  gehört  auch  die  bewusste  Förderung  tradierter



konfuzianischer  Vorstellungen  von  Ordnung  und  Unterordnung  sowie
reaktionären  Geschlechterrollen.

Xi Jinping zieht die Zügel an
Im ostasiatischen Raum ist Südkorea in der Popkultur seit mehreren Jahren
der Maßstab. Von K-Pop, bis Serien begegnen einem dort auch Männerbilder,
die  fernab  westlicher  Vorstellungen  sind.  Werden  hierzulande  schon
Menschen  wegen  etwas  Nagellack  schief  angesehen,  ist  es  dort  kein
Problem, als Nicht-XX-Chromosomensatz geschminkt aufzutreten und großen
Wert auf die äußere Erscheinung zu legen. Auch chinesische Schauspieler
nähern sich diesem Ideal oft an. Doch sind „verweichlichte“ Männer, womit
Schminke von reaktionären Kräften auch assoziiert wird, der Parteiführung
mittlerweile  ein  Dorn  im  Auge.  Die  nationale  und  somit  KP-gesteuerte
Filmindustrie soll sich diesem Trend entgegenstellen. Zum Teil bedeutet das
sogar die Zensur solcher Filme und Serien. Doch warum werden Männer mit
Schminke als so große Gefahr angesehen?

Bedenkt man, dass Menschen, die nicht in das binäre und heteronormative
System passen, vor allem LGBTIQA, in China stark bekämpft werden, ist das
nicht  sehr  verwunderlich.  Sie  werden  als  krasses  Gegenstück  für  die
herrschenden  Geschlechterverhältnisse  und  als  Angriff  auf  die  soziale
Ordnung gesehen. Des Weiteren gibt es auch einen politischen Hintergrund
für das Verstärken eines vermeintlich traditionellen Männerbildes.

Im  Rahmen  zunehmender  g loba ler  Konkurrenz  und  e ines
Blockbildungsprozesses auf Militarisierung und „traditionelle“ Männlichkeit
zu setzen, ist nichts Neues. Auch Putin greift zu diesem Narrativ „des Hüters
der Männlichkeit“. Dieses betrifft nicht nur die offizielle politische Ebene,
sondern  auch  die  scheinbar  private.  Schönheitsideale  werden  politisch.
Schminke  gilt  als  Verweichlichung  der  starken  Männer.  Dieses  Weltbild
betrifft nicht nur Männer, die sich dem nicht unterwerfen, sondern auch vor
allem Frauen und nonbinäre oder trans Personen. Denn das Pendant ist nicht
die kämpferische Frau, sondern das krasse Gegenteil: Die „gute“ Frau sorgt
sich um den Herd und trägt einen Rock, ähnlich dem westlichen Familienbild
der 1950er Jahre.



Dieser reaktionäre Wandel des Frauenbildes wird vor dem Hintergrund der
veränderten  Rolle  Chinas  als  aufstrebende  imperialistische  Macht
verständlich.  Mittlerweile  stellt  es  den  Hauptrivalen  der  niedergehenden
Hegemonialmacht USA dar. Schaut man sich die Versuche an, Halbkolonien
in die eigene Einflusssphäre einzubinden, ist sein Weg zur Weltmacht z. B.
bei der „Neuen Seidenstraße“ deutlich erkennbar. Doch auch im Inland gibt
es Auswirkungen des Blockbildungsprozesses.

Das  Militär  ist  in  China  mittlerweile  omnipräsent:  seien  es  stetig
wiederkehrende Militärreklame,  die an Werbespots erinnert,  Truppen bei
Zugreisen  oder  in  Bahnhöfen,  wie  man  sie  in  wahrscheinlich  keinem
europäischen Land in diesem Umfang zu sehen bekommt. Die letzten Jahre
und Monate hat China nicht nur auf ökonomischer und diplomatischer Ebene,
vor  allem in halbkolonialen Ländern in  Afrika,  Asien oder Südosteuropa,
seinen Einfluss  verstärkt.  Auch im Inland bzw.  dem Gebiet,  welches  die
chinesische Regierung als solches betrachtet, wurden Militäraktionen immer
präsenter  und  aus  Sicht  der  Regierung  notwendiger.  In  Taiwan  läuten
unaufhörlich die Alarmglocken, da das chinesische Militär immer stärker in
dessen Luftraum eindringt. Des Weiteren kam es auch bei den Protesten in
Hongkong zum Einsatz. Wie es in Xinjiang oder Tibet aussieht, lässt sich
aufgrund der immer schlechter werdenden Informationslage nur vermuten.
Sucht man nach „Zhongguojunren“ (chinesische Soldat_Innen), erscheinen in
erster Linie Bilder von Männern in Uniform. Frauen und Militär sind an sich
eigentlich kein Widerspruch und Frauen und Kämpfer_Innen schon gar nicht.
Allerdings scheint der neue Kurs vor allem auf Männer ausgerichtet zu sein.
Diese  Entwicklung  symbolisiert  auch  das  staatlich  verordnete
Männlichkeitsbild.

Frauen als Systemstörung!?
Die  Frauen  werden  in  den  Hintergrund  gedrängt,  zurück  an  den  Herd,
während  die  Männer  kampfbereit  gemacht  werden  sollen.  Neben  der
strategischen Militarisierung Chinas spielt noch ein weiteres Element hinein.
Auch der chinesischen Wirtschaft hat die Corona-Pandemie, vor allem zu
Beginn,  geschadet.  Zusätzlich  muss  eine  innerchinesische  Schuldenkrise



a b g e w e n d e t  w e r d e n  ( s i e h e :
https://arbeiterinnenmacht.de/2021/10/19/china-was-heisst-lehman-auf-chine
sisch/).

Zwei  Krisen  auf  einmal  also,  die  den  Aufstieg  gefährden  könnten!  Der
eingeschlagene Kurs auf Stärkung reaktionärer Geschlechterrollen und das
Zurückdrängen der Frauen stellt  dabei  auch ein Mittel  zur Spaltung der
Ausgebeuteten  und zur  Schwächung und Isolierung von  Widerstand und
Protest dar. Dabei manifestierten sich in den letzten fünf Jahren durchaus
Proteste  unter  der  Beteiligung  von  Frauen  und  gesellschaftlich
unterdrückten Gruppen, die der Linie der KP-Führung im Weg stehen. Dazu
zählen Proteste der LGBTIAQ-Bewegung ebenso wie Streiks im Care-Sektor
oder „#MeToo“-Ableger in chinesischen „sozialen Medien“ oder der Versuch,
in  China  als  Single-Frauen anerkannt  und  in  Ruhe  gelassen  zu  werden.
(Siehe  Frauenzeitung  2020:  „Frauen  in  China:  die  Verliererinnen  des
Aufschwungs?“)

Diese Bewegungen haben auch gezeigt: Frauen stellen eine „Gefahr“ dar.
Gleichzeitig sind sie unabdinglich für Reproduktion und Reproduktionsarbeit,
zuhause und gesellschaftlich, sowie als Reserve im Kriegsfall. Daher muss ein
Weg  gefunden  werden,  um  sie  in  Schach  zu  halten.  Sie  aus  dem
ökonomischen Kreislauf heraus- und zurück nachhause zu drängen, ist ein
Mittel, um ihre Unabhängigkeit und Mitbestimmung zu beschneiden. Um die
längerfristige Machterhaltung der KP zu ermöglichen und gleichzeitig den
Einfluss  in  der  Welt  zu  stärken,  ist  die  stärkere  Unterordnung  der
Gesellschaft  und  vor  allem  der  Frauen  unabdingbar.

Die  Rhetorik  Xi  Jinpings  greift  zur  Formierung  einer  kampfbereiten
Gesellschaft  auf  altbewährte  Phrasen  zurück.  Das  alte  philosophische
Konstrukt des „Tianxia“, was so viel wie alle unter einem Himmel bedeutet,
ist sein Credo. In diesem Fall ist es nicht nur ein philosophisches Modell,
sondern ein Kampfbegriff, unter dem sich imperialistische Politik betreiben
lässt und der sich geradezu anbietet. Alte Größe wiederherstellen, indem
man auf lange tradierte, funktionierende und stark verankerte Konstrukte
zurückgreift, funktioniert. Erstens, weil die Ideen stark in der chinesischen
Kultur  verankert  und  daher  in  der  Bevölkerung  anschlussfähig  sind.

https://arbeiterinnenmacht.de/2021/10/19/china-was-heisst-lehman-auf-chinesisch/
https://arbeiterinnenmacht.de/2021/10/19/china-was-heisst-lehman-auf-chinesisch/


Zweitens, weil gerade der Konfuzianismus stark hierarchisch geprägt ist. Die
Unterordnung unter den Staat steht an erster Stelle, die Durchsetzung des
patriarchalen  Systems  folgt  darauf  und  stützt  wiederum  den  Staat.
Schließlich  basieren  Kapitalakkumulation  und  Herausbildung  einer
Kapitalist_Innenklasse  im  chinesischen  Imperialismus  darauf,  dass  die
Staatsbürokratie  eine  aktive,  vorantreibende  Rolle  spielt.

Gemeinsamer Kampf!
Daran zeigt sich, dass die Forcierung reaktionärer Geschlechterrollen eng
mit der Entwicklung des Kapitalismus und Militarismus verknüpft ist. Der
Kampf  gegen  die  neuen  Formen  der  Unterdrückung  und  die  Stärkung
patriarchaler  Strukturen  und  Ideologien  braucht  einerseits  ökonomische
Organisierung,  aber  auch gemeinsamen Widerstand gegen Sexismus und
sexualisierte Gewalt im öffentlichen und privaten Raum.

Ein Kampf gegen die Verhältnisse ist jedoch keiner von Frauen allein. Auch
eine Organisierung von LGBTIAQ-Menschen liegt in unserem Interesse, u. a.
weil es hier bereits Strukturen gibt und auch Erfahrungen mit der Arbeit im
Untergrund. Doch eine sozialistische Antwort ist nicht nur auf ein Geschlecht
fokussiert.

Das Vorgehen der chinesischen Regierung richtet sich nicht nur gegen die
Stellung von Frauen in der Gesellschaft, sondern birgt auch für Männer eine
Gefahr,  weil  es  ein  Teil  der  Formierung  des  chinesischen  Kapitalismus
darstellt und eng mit dem Kampf um die Weltmachtrolle Chinas verknüpft ist.

Der Kampf muss dabei unter Bedingungen der Illegalität geführt werden
müssen, was auch einschließt, Dynamiken für offene Auseinandersetzungen
z. B. in Betrieben zu nutzen, wo sie entstehen. Vor allem aber geht es darum,
eine politische Organisation, eine revolutionäre Partei aufzubauen, die den
Kampf gegen die Unterdrückung der Frauen und den Sexismus auf allen
Ebenen mit dem gegen Kapitalismus und Imperialismus verbindet. Auch in
China  steht  der  Hauptfeind  der  Arbeiter_Innenklase  und  der  ländlichen
Armut im eigenen Land.


